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Leitsätze Liegt die Konstellation B3 der
Konsensempfehlungen zur BK 2108 vor,
ist eine weitere Einzelfallprüfung über die
Kriterien der Konsensempfehlungen
hinaus obsolet, weil zur Beurteilung einer
solchen Konstellation keine herrschende
medizinische Meinung existiert. Sofern
das BSG in einer solchen Situation eine
weitergehende Prüfung verlangt (BSG,
Urteil vom 23.04.2015 – B 2 U 6/13 R),
setzt es sich in Widerspruch zu dem von
BSG wiederholt bekräftigten Grundsatz,
dass die Kausalitätsprüfung auf der
Grundlage des aktuellen anerkannten
Stands der medizinischen Wissenschaft
zu erfolgen hat (BSG, Urteile, 24.07.2012
– B 2 U 9/11 R, und vom 16.03.2021 – B 2
U 11/19 R).

Normenkette BKV Anl 1 Nr 2108
BVG § 1 Abs. 3 Satz 2
SGB VII § 9 Abs 1
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SGB XIV § 4 Abs. 6 Satz 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 292/13
Datum 30.09.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 461/15
Datum 26.06.2024

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 30.09.2015 wird
zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Die KlÃ¤ger begehrt die Anerkennung seiner WirbelsÃ¤ulenerkrankung als
Berufskrankheit nach Â§ 9 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) i.V.m. Nr.
2108 der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) (im Folgenden: BK
2108).

Der KlÃ¤ger ist im Jahr 1959 in Griechenland geboren und aufgewachsen. Seit 1988
hat er seinen Aufenthalt in Deutschland. Ab dem 10.06.1991 bis zu seiner
Krankschreibung ab dem 28.09.2011 und anschlieÃ�endem Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben am 30.04.2012 war er bei der P (Ladedienst, Paketzusteller,
Innendienst mit Verladen/Auflegen von Paketen) zunÃ¤chst in Vollzeit und ab Juli
2004 mit reduzierter Arbeitszeit beschÃ¤ftigt. Seither erhÃ¤lt er eine Betriebsrente
der P.

Am vermutlich 29.02.2012 (Datum nicht sicher lesbar) stellte W vom
sozialmedizinischen Dienst der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-
See eine Ã¤rztliche Anzeige bei Verdacht auf eine Berufskrankheit. Beim KlÃ¤ger
lÃ¤gen eine FunktionsbeeintrÃ¤chtigung und eine Minderbelastbarkeit der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) bei fortgeschrittenen AbnutzungsverÃ¤nderungen der
LWS vor. Es bestehe seit Jahren BehandlungsbedÃ¼rftigkeit; mehrfach wÃ¤ren
Reha-MaÃ�nahmen durchgefÃ¼hrt worden. Als gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeiten wurde
angegeben: schweres Heben und Tragen, Arbeit in gebÃ¼ckter Haltung.
BeigefÃ¼gt war ein Befundbericht Ã¼ber eine kernspintomographische
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Untersuchung der LWS des KlÃ¤gers am 27.07.2010. Im Bericht wurde auch auf
klinisch vorhandene chronische lumboischialgieforme Beschwerden rechts und
lumbale Beschwerden seit 14 Jahren hingewiesen.

Im Versicherten-Fragebogen gab der KlÃ¤ger am 20.03.2012 an, dass er erstmals
am 22.07.1997 RÃ¼ckenbeschwerden im Zusammenhang mit seiner beruflichen
TÃ¤tigkeit als Paketzusteller bemerkt habe. Jetzt habe er stÃ¤ndig Beschwerden. Er
wiege 120 kg bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 1,77 m. Als Sport habe er ab 1990
Aquajoggen, Laufen, Radfahren und Krankengymnastik betrieben.

Beigezogen wurde in der Folge ein Ã¤rztlicher Entlassungsbericht der R-Klinik vom
30.05.2007 Ã¼ber eine medizinische Reha im Jahr 2007. Dort hatte der KlÃ¤ger
angegeben, seit Mitte der 90er Jahre eine mehr oder minder chronische
linksbetonte Lumbalgie mit rezidivierender lumbaler Blockierung zu haben.

Der Arbeitgeber des KlÃ¤gers machte auf Nachfrage der Beklagten Angaben zur
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und dem Gewicht der bewegten Pakete. Dieses habe von
unter 10 bis Ã¼ber 30 kg gereicht (65 % bis 10 kg, 10 % 10 bis 15 kg, 10 % 15 bis
20 kg, 5 % 20 bis 25 kg, 5 % 25 bis 30 kg, 5 % mehr als 30 kg).

Am 17.07.2017 nahm der PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten Stellung, wobei er zum
Gewicht der Pakete Statistiken aus 1992 und 2008 zu Grunde legte. Er errechnete
eine Gesamtdosis von 9,36 MNh fÃ¼r den gesamten Zeitraum der TÃ¤tigkeit bei
der P und eine Gesamtdosis von 3,03 MNh bis zum Auftreten der ersten
Beschwerden im Juli 1997. Die arbeitstechnischen Voraussetzungen seien nicht
erfÃ¼llt, da beide Werte unter dem hÃ¤lftigen Orientierungswert von 12,5 MNh
lÃ¤gen.

Nach Beteiligung des Gewerbearztes der Regierung von Schwaben lehnte es die
Beklagte mit Bescheid vom 18.10.2012 ab, eine BK 2108 anzuerkennen.
BegrÃ¼ndet wurde die Ablehnung damit, dass die arbeitstechnischen
Voraussetzungen nicht vorlÃ¤gen.

Mit Schreiben vom 13.11.2012 legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Der Widerspruch
wurde mit Schriftsatz seiner damaligen BevollmÃ¤chtigten vom 05.03.2013 wie
folgt begrÃ¼ndet: Von 1991 bis 1995 habe der KlÃ¤ger im Ladedienst pro Schicht
ca. 150 Beutel mit einem durchschnittlichen Gewicht von 25 kg bewegen mÃ¼ssen.
Ab September 1995 sei der KlÃ¤ger als Paketzusteller/Frachtzusteller beschÃ¤ftigt
gewesen. In diesem Zeitraum seien die Zustellzahlen erheblich angestiegen, sodass
ca. ab dem Jahr 2000 ca. 280 Sendungen pro Tag auszuliefern gewesen seien. Die
schweren Pakete hÃ¤tten erheblich zugenommen. Zudem habe der KlÃ¤ger
Tragewege von ca. 35 m zum Kunden gehabt, da er in der Regel Bezirke auÃ�erhalb
von A bedient habe und die dortigen HÃ¤user in der Regel ohne Aufzug, durchaus
aber mehrgeschossig gewesen seien. SpÃ¤ter sei der KlÃ¤ger als Verlader-Aufleger
im Frachtzentrum beschÃ¤ftigt gewesen. Es sei an sogenannten Wechselcontainern
gearbeitet worden, die ca. 11 m lang und voller Pakete gewesen seien. Die
Container wÃ¼rden ca. 1800 bis 2000 Pakete enthalten. Durchschnittlich wÃ¼rden
in der Stunde ca. 1000 Pakete bearbeitet, was einem Gewicht von ca. 12 bis 13 t
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entspreche, das bewegt werden mÃ¼sse. Der KlÃ¤ger habe ab Juli â��1994â��
[Anmerkung: Richtig ist 2004 â�� der KlÃ¤ger hat erst ab Juli 2004 die Arbeitszeit
reduziert] seine Arbeitszeit auf 30 Wochenstunden reduziert und nur noch in der
Nachtschicht gearbeitet. Anfang 2004 seien in einer Nachtschicht ca. 40.000 Pakete
(an Weihnachten 80.000) zu bearbeiten gewesen. Bis 2011 seien die zu
bearbeitenden Pakete auf 80.000 bis 90.000 Pakete pro Nacht angestiegen. Die
Pakete seien auch immer schwerer geworden, da aufgrund des immer weiter
ansteigenden Internethandels auch sehr viele schwere GegenstÃ¤nde per Post
versandt worden seien. Die Erkrankung seit September 2011 sei eingetreten, da der
KlÃ¤ger wÃ¤hrend der Schicht nur Pakete mit SchulbÃ¼chern zu bearbeiten gehabt
habe. Es sei dann zum Bandscheibenvorfall gekommen. Dass die Pakete zu einem
Ã¼berwiegenden Teil ein Gewicht von unter 5 kg gehabt hÃ¤tten, werde bestritten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 17.09.2013 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers ohne weitere Ermittlungen zurÃ¼ck. Der Widerspruchsbescheid wurde den
BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 19.09.2013 zugestellt.

Mit Eingang am 15.10.2013 haben die nunmehrigen BevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers Klage zum Sozialgericht (SG) Augsburg erhoben.

BegrÃ¼ndet haben sie die Klage mit Schriftsatz vom 15.01.2014 wie folgt:
Die Beklagte habe sich bei ihrer Entscheidung auf die Belastungsanalyse des
PrÃ¤ventionsdienstes vom 17.07.2012 gestÃ¼tzt, die sich auf eigene Statistiken
der P AG, also auf eine Auftragsstatistik aus dem Lager der Beklagtenseite beziehe.
Dabei seien unzutreffende Belastungen zu Grunde gelegt worden, die ganz
offensichtlich nicht auf Angaben des KlÃ¤gers oder sonstiger Arbeitnehmer beruhen
wÃ¼rden, sondern auf internen Ermittlungen und GesprÃ¤chen mit postinternen
Personen. TatsÃ¤chlich seien die Belastungen gegeben, wie sie bereits in der
WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 05.03.2013 vorgetragen worden seien, auf die
nochmals verwiesen worden ist. Die Bildung eines Mittelwertes von Statistiken aus
1992 und 2008 sei nicht gangbar. Es sei auch nicht zutreffend, dass angeblich mehr
als 73 % der Pakete ein Gewicht von bis zu 5 kg gehabt haben sollten. Vor diesem
Hintergrund seien auch die Berechnungen der Beklagten zur Gesamtdosis
unzutreffend. Vielmehr seien die arbeitstechnischen Voraussetzungen vorliegend
erfÃ¼llt.

Mit Schriftsatz vom 31.03.2014 haben die BevollmÃ¤chtigten Zeugen fÃ¼r die
gemachten Angaben des KlÃ¤gers Ã¼ber seine Arbeit benannt und darauf
hingewiesen, dass nach Kenntnis des KlÃ¤gers erst kÃ¼rzlich in N eine Ermittlung
des Durchschnittsgewichts der Pakete erfolgt sei, wobei die Beklagte das Ergebnis
der Ermittlungen vorlegen solle.

Die Beklagte hat mit Schreiben vom 17.04.2014 eine ergÃ¤nzende Stellungnahme
zur Arbeitsplatzexposition vom 16.04.2014 Ã¼bermittelt. Darin ist der
PrÃ¤ventionsdienst zu der EinschÃ¤tzung gekommen, dass sich eine Gesamtdosis
von 15,29 MNh fÃ¼r den gesamten Zeitraum der TÃ¤tigkeit bei der P und eine
Gesamtdosis von 1,75 MNh bis zum Auftreten der ersten Beschwerden im Juli 1997
errechne, wobei letzterer Wert unter dem hÃ¤lftigen Orientierungswert von 12,5
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MNh liege.

Dem an die Beklagte gerichteten Vorschlag des SG, vergleichsweise eine
Ã�berprÃ¼fung mit Begutachtung des KlÃ¤gers durchzufÃ¼hren, hat die Beklagte
mit Schreiben vom 20.06.2014 widersprochen. Die nach dem
Vorerkrankungsverzeichnis ausgewiesenen Beschwerden im HWS-Bereich, die seit
2008 bestÃ¼nden, sprÃ¤chen dafÃ¼r, dass nicht nur die LWS von degenerativen
VerÃ¤nderungen betroffen sei, sondern auch andere Abschnitte der WirbelsÃ¤ule.
Zudem fehle eine plausible zeitliche Korrelation von Exposition und
Krankheitsentwicklung. Der KlÃ¤ger habe seit 1991 bei der P gearbeitet und die
Beschwerden der LWS hÃ¤tten sich erstmals am 22.07.1997 bemerkbar gemacht.
Die bis zum ersten Auftreten ermittelte sehr geringe Belastungsdosis von 1,75 MNh
und der kurze Zeitraum bis zum Auftreten der Symptome sprÃ¤chen dafÃ¼r, dass
es sich um degenerative VerÃ¤nderungen handle, die nicht in einem ursÃ¤chlichen
Zusammenhang mit der beruflichen TÃ¤tigkeit stÃ¼nden.

Nach der Einholung medizinischer Unterlagen hat im Auftrag des SG am 01.09.2014
der Facharzt fÃ¼r Chirurgie, Unfallchirurgie und OrthopÃ¤die R ein Gutachten
erstellt. Darin ist er zu der EinschÃ¤tzung gekommen, dass eine BK 2108 nicht
vorliege.

Im Einzelnen hat er Folgendes ausgefÃ¼hrt:

BezÃ¼glich der arbeitstechnischen Voraussetzungen bestehe aus medizinischer
Sicht kein Zweifel an der PlausibilitÃ¤t der Berechnungen der Beklagten. Die
maÃ�gebliche korrigierte Berechnung der Beklagten habe mit 15,29 MNh eine
geringe Ã�berschreitung des hÃ¤lftigen Orientierungswertes von 25 MNh ergeben.
Beim Auftreten erster relevanter Beschwerden 1997 und auch noch 2004 beim
Arbeitsplatzwechsel sei der hÃ¤lftige Orientierungswert deutlich unterschritten
gewesen. Der Erkrankung des KlÃ¤gers sei also aus medizinischer Sicht keine
genÃ¼gende Belastung vorausgegangen. In diesem Zusammenhang sei
anzumerken, dass damit weder eine langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit (etwa 10 Jahre) noch
eine adÃ¤quate Belastung bis zum Auftreten der relevanten Beschwerden zu
beweisen sei. Auch gelte es zu berÃ¼cksichtigen, dass erst bei Vorliegen des
Orientierungswertes von 25 MNh das Risiko der Entstehung einer
bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS im Vergleich zur normalen
BevÃ¶lkerung zweifach erhÃ¶ht sei, somit das fÃ¼r den KlÃ¤ger anzunehmende
Risiko des Erleidens einer bandscheibenbedingten Erkrankung nicht einmal
verdoppelt sei. Auch kÃ¶nne unter Berufung auf das Urteil des BSG von 2007
angemerkt werden, dass das Erreichen des hÃ¤lftigen Orientierungswertes lediglich
die Einleitung eines PrÃ¼fverfahrens nach sich ziehen mÃ¼sse mit einer
medizinischen Beurteilung des Einzelfalls. Der Orientierungswert von 25 MNh als
maÃ�gebliches Kriterium habe aber weiterhin Bestand. Auch die Beurteilung der
Konsensempfehlungen erfolge unter der Voraussetzung, dass der Orientierungswert
zumindest annÃ¤hernd erreicht und nicht maÃ�geblich unterschritten sei.

Zum medizinischen Schadensbild der BK 2108 hat der SachverstÃ¤ndige allgemein
Folgendes erlÃ¤utert: KÃ¶rperliche Belastungen durch Heben und Tragen schwerer
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Lasten kÃ¶nnten zu einer Beschleunigung der etwa ab dem dritten Lebensjahrzehnt
ablaufenden regressiven Prozesse fÃ¼hren. Plausibel und allgemein anerkannt sei,
dass dabei die unteren Bandscheiben der LWS in cranio-caudaler Richtung einer
zunehmenden Belastung und SchÃ¤digung unterlÃ¤gen. Morphologische
Schadensbilder seien dabei die Bandscheibenerniedrigung (Chondrose) mit einer
Protrusion oder einem Bandscheibenvorfall. Dem vorausgehend oder parallel
ablaufend fÃ¤nden sich jedoch AnpassungsvorgÃ¤nge des Organismus an die
Belastung. Die unteren LWS-Segmente unterlÃ¤gen Ã¼berwiegend einer axialen
Belastung, auf die der Organismus mit VerstÃ¤rkung der Grund- und Deckplatten,
nÃ¤mlich den osteochondrotischen VerÃ¤nderungen, reagiere. Dagegen wÃ¼rden
in den oberen LWS-Segmenten und den unteren BWS-Segmenten die ZugkrÃ¤fte
durch Translationsbewegungen Ã¼berwiegen, sodass wegen des ligamentÃ¤ren
Zugs hieraus vornehmlich knÃ¶cherne Anbauten, nÃ¤mlich die Spondylophyten,
resultieren wÃ¼rden. Diese VerÃ¤nderungen seien nicht als krankhaft einzustufen,
sondern als physiologische Reaktion des Organismus auf die Belastung, quasi
gleichzusetzen mit einer Vermehrung der Muskelmasse durch die Belastung beim
Sportler. Im Umkehrschluss seien diese VerÃ¤nderungen als Indiz fÃ¼r eine
stattgehabte Belastung verwertbar.

Beim KlÃ¤ger bestehe vorauseilend ein bisegmentales Leiden mit einem
Bandscheibenvorfall L3/L4 ohne neurologische Ausfallerscheinungen â�� hier liege
keine belastungstypische SegmenthÃ¶he vor â�� und ohne operative Indikation
neben einer monosegmentalen altersvorauseilenden Osteochondrose und
Chondrose L4/L5. Es ergebe sich eine Aussparung des plausibel am meisten
belasteten unteren Segments L5/S1 von altersvorauseilenden VerÃ¤nderungen der
Bandscheiben, nicht der Facettengelenke, welche jedoch nicht Teil der zu
Ã¼berprÃ¼fenden bandscheibenbedingten Erkrankung seien. Dies spreche
relevant gegen eine vordergrÃ¼ndige Verursachung der VerÃ¤nderungen der LWS
insgesamt durch eine (berufliche) Belastung. Ein belastungstypisches Schadensbild
liege somit ausdrÃ¼cklich nicht vor.

Mit Blick auf potentiell konkurrierende Ursachen hat der SachverstÃ¤ndige
Folgendes erlÃ¤utert: ZunÃ¤chst seien UnregelmÃ¤Ã�igkeiten der Abschlussplatten
der beiden oberen lumbalen Segmente im Sinne eines lumbalen Morbus
Scheuermann zu erwÃ¤hnen. Zudem bestehe beim KlÃ¤ger ein langjÃ¤hriges
Ã�bergewicht von etwa 40 bis 50 kg. Auch wenn im Abgleich mit den
Konsensempfehlungen aufgrund einer Literaturanalyse ein Zusammenhang
zwischen Gewicht und Bandscheibenerkrankung gegenwÃ¤rtig noch nicht als
gesichert angesehen werden kÃ¶nne, zeige doch eine Vielzahl wissenschaftlicher
Arbeiten ebenso wie die klinische Erfahrung, dass VerschleiÃ�verÃ¤nderungen
durch eine Ã¼bermÃ¤Ã�ige Gewichtsbelastung auch im Bereich der LWS gehÃ¤uft
auftrÃ¤ten. Entsprechende StoffwechselstÃ¶rungen und ein 1990 beendeter
Nikotinabusus seien der VollstÃ¤ndigkeit erwÃ¤hnt.

Auch eine belastungsfern vorliegende Symptomatik eines HWS-Syndroms mit
langjÃ¤hrig dokumentierten Beschwerden deute auf eine Erkrankung im Bereich der
LWS aus innerer, schicksalhafter Ursache hin.
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In der Zusammenschau aller Befunde ergebe sich eine recht eindeutige Beurteilung
dahingehend, dass eine bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS im Sinne der
BK 2108 nicht vorliege.

Dem Gutachten haben die BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers mit Schriftsatz vom
09.10.2014 widersprochen. Die berufliche Belastung und die vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¤gen in einer kompletten zeitlichen Korrelation. Der
KlÃ¤ger sei der Auffassung, dass keine konkurrierenden Ursachen fÃ¼r die
GesundheitsstÃ¶rungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule vorlÃ¤gen. Zudem ist
nochmals wiederholt worden, dass die Beklagte bei den arbeitstechnischen
Voraussetzungen von einer zu geringen Belastung ausgegangen sei.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat anschlieÃ�end
der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie, Sozialmedizin W am 26.01.2015
ein Gutachten erstellt. Er ist â�� anders als R â�� zu dem Ergebnis gekommen, dass
beim KlÃ¤ger eine BK 2108 vorliege.

Im Einzelnen hat er Folgendes erlÃ¤utert:

Der KlÃ¤ger habe angegeben, seit etwa 1996 ab und zu RÃ¼ckenschmerzen gehabt
zu haben. Er sei dann orthopÃ¤disch und krankengymnastisch behandelt worden,
die Beschwerden seien dann besser geworden. RehabilitationsmaÃ�nahmen wegen
RÃ¼ckenbeschwerden habe es 1997, 2002, 2007 und 2011 gegeben.

Die bildgebende Diagnostik habe fÃ¼r den Verlaufszeitraum zwischen 1997 und
2012 eine eindeutig zunehmende UmbauverÃ¤nderung der LWS mit Entwicklung
einer Begleitspondylose der LWS, hinaufreichend bis zur unteren BWS erbracht.
ZusÃ¤tzlich fÃ¤nden sich VerÃ¤nderungen der Bandscheiben in allen Abschnitten
der LWS, osteochondrotische VerÃ¤nderungen der Segmente L3/L4 bis L5/S1 und
Spondyloarthrosen von L2/L3 bis L5/S1, dabei eine deutliche Hypertrophie der
Zwischenwirbelgelenke in den Segmenten L2/L3 bis L4/L5 mit relativer
Spinalkanalstenose. In Zusammenschau der Befunde liege beim KlÃ¤ger zweifelsfrei
eine im Zeitverlauf deutlich zunehmende GebrauchsumbauverÃ¤nderung der LWS
vor. Dabei sei vom Hauptbetroffensein der unteren LWS auszugehen, der
Hauptbefund finde sich im Segment L4/5. Insgesamt sei auch festzustellen, dass ein
belastungskonformes Schadensbild gegeben sei. So liege im Zusammenhang mit
BandscheibenverÃ¤nderungen und der sich damit entwickelnden
GefÃ¼gelockerung zwischen den WirbelkÃ¶rpern eine typische knÃ¶cherne
Reaktion mit Ausbildung von Spondylophyten vor, die sich reaktiv aufgrund
vermehrter Zug- und Scherbelastungen bei Abnahme der stabilisierenden Wirkung
des Bandscheibengewebes ausbilden wÃ¼rden. Aufgrund dieser Zunahme an
Mikrobewegungen ergebe sich dann auch eine Unruhe in den BewegungsablÃ¤ufen
der Zwischenwirbelgelenke, was nachfolgend zur Spondylarthrose fÃ¼hre. Im
vorliegenden Fall sei durch das Zusammenspiel knÃ¶cherner VerÃ¤nderungen
sowie von BandscheibenvorwÃ¶lbungen das Schadensbild der Spinalkanalstenose
resultierend.

Zur Berechnung des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten hat sich der
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SachverstÃ¤ndige kritisch geÃ¤uÃ�ert. Schon bei der zweiten Berechnung seit der
Wert um 65 % nach oben korrigiert worden. Nicht berÃ¼cksichtigt worden sei, dass
bei der pauschalen Reduzierung der berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Gewichte mit
Verweis auf die notwendige Druckkraft von 12 kg der Transport/das Heben
mehrerer leichter Pakete (zum FÃ¶rderband bzw. Eisenbahnwaggon) die jeweilige
Druckkraftschwelle Ã¼berschreiten kÃ¶nne. Auch sei nicht berÃ¼cksichtigt worden,
dass bei gescheiterter Zustellung die Pakete wieder hÃ¤tten zurÃ¼cktransportiert
werden mÃ¼ssen, genauso wie die doppelte Hebebelastung in den Transporter.
Auch sei nicht das individuelle Zustellungsgebiet berÃ¼cksichtigt worden, sondern
auf eine allgemeine Statistik zurÃ¼ckgegriffen worden. Der von der Beklagten
ermittelte Belastungswert von 15,29 MNh mÃ¼sse daher noch nach oben korrigiert
werden. Die arbeitstechnischen Voraussetzungen seien fÃ¼r ihn daher eindeutig
gegeben.

Bei der Beurteilung der KausalitÃ¤t seien die Konsensempfehlungen zugrunde zu
legen, die verschiedene Konstellationen darstellen wÃ¼rden. Das Gutachten des R
weise bei der Anwendung der Konsensempfehlungen MÃ¤ngel auf. Die Angabe des
SachverstÃ¤ndigen, wonach eine typische Fallkonstellation der
Konsensempfehlungen nicht zugeordnet werden kÃ¶nne, sei falsch. Auch sei das
vom Gutachter R festgestellte Krankheitsbild unzutreffend, zumal in diesem dem
KlÃ¤ger unterstellt werde, falsche Angaben zur Beschwerdesymptomatik gemacht
zu haben.

In Ã�bereinstimmung mit dem Vorgutachter finde sich fÃ¼r das Segment L4/L5 ein
Chondrosegrad II. Folglich sei eine Konstellation entsprechend des Buchstabens B
der Konsensempfehlungen zu prÃ¼fen. Hier werde fÃ¼r die Lokalisation der
bandscheibenbedingten Erkrankung das Segment L5/S1 und/oder das Segment
L4/L5 gefordert, zusÃ¤tzlich eine AusprÃ¤gung des Bandscheibenschadens mit
einem Chondrosegrad II oder hÃ¶her und/oder Vorfall. FÃ¼r die Konstellation B1
gelte dabei, dass wesentliche konkurrierende Ursachenfaktoren nicht erkennbar
seien und eine Begleitspondylose gegeben sei. Eine solche Situation liege beim
KlÃ¤ger vor, eine Begleitspondylose habe sich mithilfe der RÃ¶ntgenaufnahmen aus
dem Jahr 2011 eindeutig belegen lassen. Auch O habe im Befundbericht vom
17.10.2011 von einer Spondylosis deformans der LWS mit Spinalstenose der LWS
beidseits und einer Spondylarthrose der LWS berichtet. Weiter sei auf den CT-
Befund vom 24.10.2011 zu verweisen, der spondylophytÃ¤re Randanbauten ventral
an den BrustwirbelkÃ¶rpern 11 und 12 attestiert habe, somit also eine auch bereits
auÃ�erhalb der LWS anzutreffende Begleitspondylose gegeben sei. Allerdings sei
fÃ¼r die Begleitspondylose festzustellen, dass diese in ihrem AusprÃ¤gungsgrad
entsprechend den Konsensempfehlungen nicht als eindeutig altersuntypisch zu
bewerten sei.

FÃ¼r die nachfolgenden Konstellationen der Gruppe B wÃ¼rden Zusatzkriterien
eingefordert. Dabei wÃ¼rden zwei Kriterien die arbeitstechnischen
Voraussetzungen betreffen (besonders intensive Belastung mit Erreichen des
Richtwertes fÃ¼r die Lebensdosis in weniger als 10 Jahren; besonderes
GefÃ¤hrdungspotenzial durch hohe Belastungsspitzen). Das dritte Zusatzkriterium
fordere eine HÃ¶henminderung und/oder Prolaps an mehreren Bandscheiben; eine
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solche Konstellation sei beim KlÃ¤ger gegeben.

Hier finde sich eine HÃ¶henminderung entsprechend einer Chondrose Grad II im
Segment L4/L5, im darÃ¼ber liegenden Segment L3/L4 liege ein teilsequestrierter
Bandscheibenvorfall vor, zusÃ¤tzlich eine HÃ¶henminderung entsprechend einer
Chondrose Grad I. Im darunterliegenden Segment L5/S1 finde sich eine black disc
als Zeichen einer BandscheibengewebezerrÃ¼ttung, es liege eine
BandscheibenvorwÃ¶lbung mit einer Chondrose Grad I vor. Da sich zusÃ¤tzlich
klinische Zeichen einer FunktionsstÃ¶rung der HWS fÃ¤nden, sei diese Symptomatik
bei der Konstellation in die Beurteilung miteinzubeziehen. Allerdings sei das
klinische Erscheinungsbild an der HWS deutlich schwÃ¤cher ausgeprÃ¤gt als an der
LWS. Von daher liege beim KlÃ¤ger die Konstellation B4 vor. FÃ¼r diese sei der
Zusammenhang zur berufsbedingten Entstehung der Erkrankung wahrscheinlich.

Zu den konkurrierenden Faktoren sei festzustellen, dass sich keine fÃ¼r die
Beurteilung relevanten konkurrierenden Ursachen finden lassen wÃ¼rden. Die vom
Vorgutachter diskutierte Adipositas als konkurrierende Ursache sei fÃ¼r die
Bewertung nicht heranzuziehen.

Die Beklagte hat diesem Gutachten mit Schreiben vom 26.02.2015
entgegengehalten, dass R, anders als W, kein belastungskonformes Schadensbild
festgestellt und auch den Nachweis einer bandscheibenbedingten Erkrankung nicht
gefÃ¼hrt habe. Insbesondere spreche es gegen die Annahme einer BK 2108, dass
nicht nur der LWS-Bereich betroffen sei, sondern der KlÃ¤ger auch Beschwerden im
HWS-Bereich habe. Dass die gesamte WirbelsÃ¤ule betroffen sei, deute auf ein
generalisiertes degeneratives WirbelsÃ¤ulenleiden hin. Zudem spreche die sehr
geringe Belastungsdosis von nur 1,75 MNh bis zum Auftreten der ersten
Beschwerden im Jahr 1997 und der kurze Zeitraum bis zum Auftreten der
Symptome dafÃ¼r, dass es sich um degenerative VerÃ¤nderungen handele. Auch R
habe die arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht als erfÃ¼llt angesehen und
zudem ausgefÃ¼hrt, dass die in der Arbeitsplatzexposition angegebenen Zahlen
recht groÃ�zÃ¼gig gewÃ¤hlt seien. Im Ã�brigen hat die Beklagte auf eine von ihr
beigefÃ¼gte versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des V vom 23.02.2015
verwiesen. V hat darin erlÃ¤utert, dass die gutachterliche Bewertung der BK 2108
eine denkbar schwierige Aufgabe darstelle. BezÃ¼glich der arbeitstechnischen
Voraussetzungen solle das Mainz-Dortmunder-Dosismodell (MDD) eine gewisse
Erleichterung bringen. Laut Urteil des BSG vom Oktober 2007 sei ab einer
Gesamtdosis von 12,5 MNh eine kritische Bewertung des medizinischen
Zusammenhangs erforderlich. Die entsprechenden Berechnungen seien
zwangslÃ¤ufig mit einer relativ groÃ�en Unsicherheit behaftet. Beide
SachverstÃ¤ndige hÃ¤tten sich anscheinend mit der doch sehr speziellen und
ausgesprochen schwierigen Problematik der BK 2108 hinreichend befasst. Bei
Betroffenheit auch der HWS und deutlicher Unterschreitung des
Gesamtdosisgrenzwertes sei eher von einem generalisierten degenerativen
WirbelsÃ¤ulenleiden auszugehen. Ein Einfluss des ausgeprÃ¤gten Ã�bergewichts
liege zwar auf der Hand, lasse sich aber gutachterlich laut den
Konsensempfehlungen nicht belegen.
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Die BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers haben sich mit Schriftsatz vom 07.04.2015
demgegenÃ¼ber auf das Gutachten des W gestÃ¼tzt und zudem darauf
hingewiesen, dass die kurze Stellungnahme des Beratungsarztes V keineswegs
geeignet sei, das Gutachten des W in irgendeiner Weise zu entkrÃ¤ften. Zudem
haben sie erneut bemÃ¤ngelt, dass die Belastungsdosis nicht konkret am
Arbeitsplatz des KlÃ¤gers und nicht konkret fÃ¼r den KlÃ¤ger ermittelt worden sei.

Im Auftrag des SG hat der gerichtliche SachverstÃ¤ndige R am 25.06.2015
ergÃ¤nzend wie folgt Stellung genommen:

ZunÃ¤chst hat er darauf hingewiesen, dass die Ermittlung und Feststellung der
arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht Aufgabe des medizinischen
SachverstÃ¤ndigen seien. Dieser kÃ¶nne allenfalls die PlausibilitÃ¤t feststellen. Ihm
selbst wÃ¼rden die Berechnungen der Beklagten, insbesondere die korrigierte
Berechnung, plausibel erscheinen. Die von W konstruierten speziellen Situationen
wÃ¼rden insofern keine grundlegenden Zweifel wecken. Im Ã�brigen stehe fest,
dass bis zum Auftreten erster maÃ�geblicher Beschwerden mit
Behandlungsnotwendigkeit (1997/1998) der hÃ¤lftige Orientierungswert auch nicht
nur annÃ¤hernd erreicht gewesen sei. Dies impliziere die Aussage, dass ein
belastungskonformer Verlauf vom KlÃ¤ger nicht darzulegen sei, weil der klinischen
Beschwerdesymptomatik keine ausreichende Belastung sowohl nach den Vorgaben
des Verordnungsgebers als auch nach den Konsensempfehlungen vorausgegangen
sei. Zudem sei nochmals darauf hinzuweisen, dass selbst fÃ¼r das groÃ�zÃ¼gig
berechnete gesamte Arbeitsleben der weiterhin gÃ¼ltige Orientierungswert von 25
MNh lediglich zu etwa 62 % erfÃ¼llt sei.

In einem solchen Fall (Unterschreitung des Orientierungswerts von 25 MNh) sei im
Rahmen der medizinischen EinzelfallprÃ¼fung eine stichhaltige BegrÃ¼ndung
darzulegen, warum auch ohne ErfÃ¼llung der arbeitstechnischen Voraussetzungen
von einer Berufskrankheit auszugehen sei. Es habe weder eine besonders intensive
Belastung noch ein besonders hohes GefÃ¤hrdungspotenzial im Sinne der
Zusatzkriterien zur Konstellation B2 vorgelegen. Im Abgleich mit den
Konsensempfehlungen kÃ¶nne daher eine BK 2108 nicht vorgeschlagen werden.
Der Nachweis einer bandscheibenbedingten Erkrankung wÃ¼rde sich dadurch
erÃ¼brigen, dass selbst bei Feststellung einer bandscheibenbedingten Erkrankung
ganz konkret die Konstellation A2 vorlÃ¤ge, welche zu einer Ablehnung der BK 2108
fÃ¼hren mÃ¼sse.

GrundsÃ¤tzlich erÃ¼brige â�� so R â�� es sich daher, die recht eigenwillige
Argumentation hinsichtlich der medizinischen Voraussetzungen im Gutachten des W
weiter zu kommentieren. Gleichwohl sei darauf hinzuweisen, dass im Zentrum der
BK 2108 die Bandscheibe selbst und deren SchÃ¤digung stÃ¼nden. Die
VerÃ¤nderungen wie Spondylose und Sklerose seien bei entsprechender
AusprÃ¤gung Indizien einer stattgehabten Belastung und selbst nicht
grundsÃ¤tzlich als krankhaft einzuschÃ¤tzen. Beim KlÃ¤ger liege definitiv keine
Begleitspondylose vor, da Ã¼ber das maÃ�geblich betroffene Segment L4/L5
hinaus keine altersvorauseilende AusprÃ¤gung der Spondylose zu belegen sei, was
auch W auf S. 24 seines Gutachtens bemerkt habe. Eine fehlende Begleitspondylose
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und eine weitgehende Aussparung des am meisten belasteten unteren Segments
L5/S1 von altersvorauseilenden degenerativen VerÃ¤nderungen/Chondrose bei auch
fehlender black disc wÃ¼rden im Abgleich mit den Konsensempfehlungen ein
belastungstypisches Schadensbild der LWS beim KlÃ¤ger nicht erkennen lassen. Im
Ã�brigen sei fÃ¼r das unterste lumbale Segment ohne jeden Zweifel eine primÃ¤re
Spondylarthrose auÃ�erhalb einer bandscheibenbedingten Erkrankung gegeben,
was auf die schicksalhafte Komponente hinweise. Dies gelte insbesondere fÃ¼r den
Zeitpunkt des Auftretens der maÃ�geblichen VerÃ¤nderungen zwischen 1997 und
2004, die keine wesentlichen Zeichen einer bandscheibenbedingten Erkrankung,
aber schon einer Spondyloarthrose erheben lieÃ�en.
Zudem sei in den Konsensempfehlungen klar angegeben, dass der Nachweis eines
Bandscheibenschadens unabdingbare, aber nicht hinreichende Voraussetzung fÃ¼r
den Nachweis einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS sei. Ein segmental
zuzuordnendes und reproduzierbares radikulÃ¤res Krankheitsbild lasse sich
aktenkundig und ausweislich der stattgehabten Untersuchung nicht darlegen; fÃ¼r
die zwischenzeitlich dokumentierte pseudoradikulÃ¤re Symptomatik S1 habe sich
zu keinem Zeitpunkt ein maÃ�gebliches morphologisches Korrelat gefunden.
Segmentale neurologische Ausfallserscheinungen seien zu keinem Zeitpunkt
dokumentiert.
Das bisegmentale Schadensbild mit Bandscheibenvorfall L3/L4 ohne wesentliche
BedrÃ¤ngung neurologischer Strukturen und der altersvorauseilenden Chondrose
L4/L5 sei auch von ihm, R, dokumentiert und berÃ¼cksichtigt worden. Eine
neurologische Symptomatik habe er klinisch ebenso wie zuvor beurteilende
neurologische Kollegen nicht feststellen kÃ¶nnen; auch die Begutachtung durch W
weise auf eine fehlende radikulÃ¤re Symptomatik bei einer mÃ¶glichen
L5-Symptomatik in Form einer ganz geringen GroÃ�zehenheberschwÃ¤che beidseits
hin. Bei den gegebenen morphologischen VerÃ¤nderungen und den vorliegenden
klinischen Befunden sei also grundsÃ¤tzlich von nicht mehr als einem lokalen
Lumbalsyndrom auszugehen.
Bei der Auflistung der konkurrierenden Ursachen werde insbesondere an der
Gewichtung der Adipositas festgehalten, da auch in den Konsensempfehlungen
zusammenfassend festgestellt werde, dass nach dem Ergebnis der Literaturanalyse
ein Zusammenhang zwischen Gewicht und Bandscheibenerkrankung noch nicht als
gesichert angesehen werden kÃ¶nne. Dies heiÃ�e aber auch, dass eben dieser
Zusammenhang nicht gesichert ausgeschlossen werden kÃ¶nne. Es bedÃ¼rfe in
diesem Zusammenhang keiner besonderen Bemerkung, dass das Ã�bergewicht des
KlÃ¤gers (von 40 bis 50 kg) langjÃ¤hrig als exorbitant hoch einzuschÃ¤tzen sei.
Dies lasse einen vorzeitigen VerschleiÃ� absolut plausibel erscheinen. BezÃ¼glich
der Erkrankung der HWS, des Morbus Scheuermann in den oberen Segmenten der
LWS und der Haltungsinsuffizienz verweise er auf die AusfÃ¼hrungen in seinem
Gutachten. Es erscheine nicht unberechtigt, eine maÃ�gebliche Komponente der
erheblich eingeschrÃ¤nkten LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Habitus
begrÃ¼ndet festzustellen.
FÃ¼r die Annahme einer B-Konstellation wÃ¼rden die arbeitstechnischen
Voraussetzungen fehlen, sodass in eine diesbezÃ¼gliche Diskussion nicht weiter
eingestiegen werde.

Zusammenfassend kÃ¶nne er daher die Anerkennung einer BK 2108 aus Ã¤rztlicher
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Sicht nicht empfehlen; in der Gesamtbeurteilung spreche sehr deutlich mehr gegen
als fÃ¼r die Annahme einer berufsbedingten Bandscheibenerkrankung der LWS. Im
Gutachten des W werde zu augenscheinlich und groÃ�zÃ¼gig eine positive
Feststellung hinsichtlich der zu beurteilenden Einzelsachverhalte (arbeitstechnische
Voraussetzungen erfÃ¼llt, obwohl diese der PrÃ¤ventionsdienst verneint;
Begleitspondylose festgestellt, obwohl keine pathologische Spondylose auÃ�erhalb
der betroffenen Segmente im Abgleich mit den Vorgaben der
Konsensempfehlungen besteht; usw.) getroffen, sodass ein Gesamtergebnis mit
scheinbarer PlausibilitÃ¤t resultiere, welches bei kritischem Hinterfragen der
einzelnen Sachverhalte nicht fundiert haltbar sei.

Zu dieser ergÃ¤nzenden Stellungnahme haben die BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers
mit Schriftsatz vom 05.08.2015 mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger mangels eigener
Ã¤rztlicher Fachkenntnisse die medizinische Diskussion natÃ¼rlich nicht
nachvollziehen kÃ¶nne. Er fÃ¼hle sich aber beim Gutachter W gut aufgehoben und
habe das GefÃ¼hl, dass er Ã¼ber Jahre schwerer kÃ¶rperlicher Arbeit verheizt
worden sei und nun von der Beklagten fallen gelassen werde.

Mit Urteil vom 30.09.2015 hat das SG die Klage abgewiesen.

Gegen das ihnen am 17.11.2015 zugestellte Urteil haben die BevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers mit Eingang am 10.12.2015 Berufung zum Bayer. Landessozialgericht
(LSG) erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung haben sie mit Schriftsatz vom 25.01.2016
Folgendes vorgetragen:
Sowohl die arbeitstechnischen als auch die arbeitsmedizinischen Voraussetzungen
seien erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger habe eine deutlich hÃ¶here Gesamtbelastungsdosis
erleiden mÃ¼ssen, als dies von der Beklagten angenommen worden sei. Die
Belastungsanalyse aus dem Jahr 2012 gehe von unzutreffenden Belastungen aus
und beruhe nicht auf Angaben des KlÃ¤gers oder sonstiger dort tÃ¤tiger
Arbeitnehmer, sondern auf internen Ermittlungen und GesprÃ¤chen mit
postinternen Personen. Die BevollmÃ¤chtigten haben die vom KlÃ¤ger verrichteten
TÃ¤tigkeiten so beschrieben, wie dies bereits zur WiderspruchsbegrÃ¼ndung
erfolgt war. Es sei nicht gangbar, einen Mittelwert von Statistiken aus den Jahren
1992 und 2008 zu bilden. Hinsichtlich der arbeitsmedizinischen Voraussetzungen
haben sich die BevollmÃ¤chtigten auf das Gutachten des W gestÃ¼tzt.

In der Folge hat der Senat weitere medizinische Unterlagen beigezogen.

2018 wurde der KlÃ¤ger wegen der Lumboischialgie beidseits bei Spinalstenose L2
bis L4 in der Kreisklinik W operiert (Dekompression und Nucleotomie).

Auf Nachfrage des Gerichts hat sich die Beklagte mit Schreiben vom 20.11.2020
dahingehend geÃ¤uÃ�ert, dass nach Ã�berprÃ¼fung der Zusatzkriterien das
Vorliegen der Voraussetzungen der Konstellation B2 der Konsensempfehlungen
nicht festgestellt werden kÃ¶nne. BeigefÃ¼gt gewesen ist eine Stellungnahme des
PrÃ¤ventionsdienstes vom 18.11.2020. Darin ist darauf hingewiesen worden, dass
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die Beurteilungstagesdosen zwar Ã¼ber dem hÃ¤lftigen MDD-Tagesdosis-Richtwert
lÃ¤gen, die Ã�berschreitung des hÃ¤lftigen MDD-Tagesdosis-Richtwertes aber nicht
auf intensive Einwirkungen durch hohe Belastungsspitzen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei,
sondern daran liege, dass die Anzahl der Lasthandhabung (HÃ¤ufigkeit) zum
Ã�berschreiten des hÃ¤lftigen MDD-Tagesdosis-Richtwertes beigetragen habe. Die
Kriterien fÃ¼r eine Konstellation B2 seien daher nicht erfÃ¼llt.

Dem haben die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten mit Schriftsatz vom 16.07.2021
entgegengehalten, dass es beim KlÃ¤ger sehr wohl in sÃ¤mtlichen
TÃ¤tigkeitsabschnitten solch intensive Belastungen gegeben habe, die den
Richtwert fÃ¼r die sogenannte Lebensdosis in weniger als 10 Jahren erreicht
hÃ¤tten. Es werde bestritten, dass die hÃ¶chsten Belastungsspitzen bei allen drei
TÃ¤tigkeitsabschnitten den Richtwert fÃ¼r MÃ¤nner unterschritten hÃ¤tten. Der
KlÃ¤ger sei â�� so die BevollmÃ¤chtigten â�� seit dem Bandscheibenvorfall Ende
September 2011, nachdem er in Betriebsrente geschickt worden sei, keiner anderen
TÃ¤tigkeit mehr nachgegangen. Rehaberichte Ã¼ber die Rehaaufenthalte in den
Jahren 1998 und 2002 lÃ¤gen dem KlÃ¤ger nicht mehr vor. Die Reha-Klinik in O
habe dem KlÃ¤ger auf dessen Nachfrage mitgeteilt, dass dort keine Berichte mehr,
auch nicht im Archiv, vorhanden seien.

Die Beklagte hat darauf mit Schriftsatz vom 30.11.2020 erwidert, dass der KlÃ¤ger
hinsichtlich der beruflichen Belastung lediglich Behauptungen aufgestellt bzw.
pauschal bestritten, nicht aber nachprÃ¼fbare Angaben gemacht habe, die vom
PrÃ¤ventionsdienst verifiziert werden kÃ¶nnten. Die Folgen der Nichtfeststellbarkeit
der anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen mÃ¼ssten nach den GrundsÃ¤tzen der
objektiven Beweislast zulasten des KlÃ¤gers gehen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des SG Augsburg vom 30.09.2015 sowie den Bescheid vom 18.10.2012 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.09.2013 aufzuheben und die Beklagte
zu verurteilen, beim KlÃ¤ger das Vorliegen einer Berufungskrankheit nach Nr. 2108
der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen worden sind die Akte des SG sowie die Verwaltungsakte der Beklagten.
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt dieser Akten und der
Berufungsakte, die allesamt Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen
sind, Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Anerkennung einer BK 2108. Er hat zwar eine
versicherte TÃ¤tigkeit (dazu unten Ziff. 2.) ausgeÃ¼bt, bei der nicht
ausgeschlossen werden kann, dass sie aufgrund der damit verbundenen
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Belastungen des Hebens und Tragens zu einer SchÃ¤digung der Bandscheiben der
LWS fÃ¼hrt (dazu unten Ziff. 3). Das konkrete Erkrankungsbild ist aber dergestalt,
dass sich ein hinreichend wahrscheinlicher Zusammenhang zwischen der
beruflichen TÃ¤tigkeit und der Erkrankung nicht herstellen lÃ¤sst (dazu unten Ziff.
4.).

1. Allgemeines

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die Bundesregierung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, die BKV, als solche bezeichnet
und die ein Versicherter infolge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3
oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleidet (Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 SGB VII).
Nach Â§ 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII wird die Bundesregierung ermÃ¤chtigt, in der
Rechtsverordnung solche Krankheiten als Berufskrankheiten zu bezeichnen, die
nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch besondere
Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte Personengruppen durch ihre
versicherte TÃ¤tigkeit in erheblich hÃ¶herem Grade als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung
ausgesetzt sind (sog. Listen-Berufskrankheit).

Mit der Aufnahme einer Krankheit in die Liste der Berufskrankheiten wird indes nur
die mÃ¶gliche UrsÃ¤chlichkeit einer beruflichen SchÃ¤digung generell anerkannt
und die Erkrankung als solche fÃ¼r entschÃ¤digungswÃ¼rdig befunden. FÃ¼r die
Feststellung einer Listen-Berufskrankheit (Versicherungsfall) ist daher erforderlich,
dass die Verrichtung einer grundsÃ¤tzlich versicherten TÃ¤tigkeit (sachlicher
Zusammenhang) zu Einwirkungen (durch Belastungen, Schadstoffe o.Ã¤.) auf den
KÃ¶rper gefÃ¼hrt hat (EinwirkungskausalitÃ¤t) und diese Einwirkungen eine
Krankheit verursacht haben (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Dabei mÃ¼ssen
die versicherte TÃ¤tigkeit, die Verrichtung, die Einwirkungen und die Krankheit im
Sinne des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit (vgl.
z.B. Bundessozialgericht â�� BSG -, Urteil vom 06.05.2021, B 2 U 15/19 R),
vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der wesentlichen Bedingung zu beurteilenden
UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt indes die hinreichende Wahrscheinlichkeit,
allerdings nicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. z.B. BSG,
Urteile vom 23.04.2015, B 2 U 6/13 R, vom 06.09.2018, B 2 U 10/17 R, und vom
16.03.2021, B 2 U 11/19 R). Der Beweisgrad der hinreichenden Wahrscheinlichkeit
ist erfÃ¼llt, wenn mehr fÃ¼r als gegen den Ursachenzusammenhang spricht und
ernste Zweifel ausscheiden (vgl. BSG, Urteile vom 15.05.2012, B 2 U 31/11 R, und
vom 20.03.2018, B 2 U 5/16 R). Dass die berufsbedingte Erkrankung ggf. den
Leistungsfall auslÃ¶sende Folgen nach sich zieht (haftungsausfÃ¼llende
KausalitÃ¤t), ist keine Voraussetzung einer Listen-Berufskrankheit, wohl aber fÃ¼r
den Leistungsfall (vgl. BSG, Urteile vom 20.03.2018, B 2 U 5/16 R, und vom
06.09.2018, B 2 U 10/17 R).

Zu den von der Bundesregierung in der Anlage 1 der BKV bezeichneten
Berufskrankheiten zÃ¤hlt die vorliegend angeschuldigte Berufskrankheit. Die BK
2108 hatte in der bis zum 31.12.2020 geltenden Fassung folgenden Wortlaut:
â��Bandscheibenbedingte Erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule durch
langjÃ¤hriges Heben oder Tragen schwerer Lasten oder langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeiten
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in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten
gezwungen haben, die fÃ¼r die Entstehung, die Verschlimmerung oder das
Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich waren oder sein kÃ¶nnenâ��. Mit dem
Wegfall des Unterlassungszwangs ist auch die Voraussetzung, wonach die
bandscheibenbedingten Erkrankungen der LWS zur Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten
gezwungen haben mÃ¼ssen, die fÃ¼r die Entstehung, die Verschlimmerung oder
das Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich waren oder sein kÃ¶nnen, mit
Wirkung zum 01.01.2021 entfallen (Art. 24 Nr. 3 Buchst. a des 7. SGB-IV-Ã�ndG, 
BGBl. I 2020, S. 1248). Zeitgleich ist der Tatbestand der BK 2108 um eine weitere
Voraussetzung, wonach die bandscheibenbedingten Erkrankungen der LWS zu
chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden und
FunktionseinschrÃ¤nkungen (der LWS) gefÃ¼hrt haben mÃ¼ssen, erweitert worden
(vgl. Art. 24 Nr. 3 Buchst. c, a.a.O.). Die BK 2108 lautet nunmehr:
â��Bandscheibenbedingte Erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule durch
langjÃ¤hriges Heben und Tragen von Lasten oder durch langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeiten
in extremer Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden
Beschwerden und FunktionseinschrÃ¤nkungen gefÃ¼hrt habenâ��. Konkret muss
zur ErfÃ¼llung des Tatbestands der BK 2108 ein Versicherter also aufgrund einer
versicherten TÃ¤tigkeit langjÃ¤hrig schwere Lasten gehoben und getragen bzw.
langjÃ¤hrig in extremer Rumpfbeugehaltung gearbeitet haben, wodurch eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS (mit chronisch-rezidivierenden
Beschwerden und FunktionseinschrÃ¤nkungen) entstanden ist.

Die Ã�nderung der Rechtslage zum 01.01.2021 hat auf den vorliegenden Fall keine
Auswirkungen. Im Fall des KlÃ¤gers scheitert die Anerkennung der BK 2108 bereits
daran, dass nicht im Beweisgrad der hinreichenden Wahrscheinlichkeit
nachgewiesen ist, dass die beim KlÃ¤ger vorliegende bandscheibenbedingte
Erkrankung der LWS auf berufliche Einwirkungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist.

2.Â  Versicherte TÃ¤tigkeit

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt infolge der von ihm als ursÃ¤chlich fÃ¼r seine
RÃ¼ckenbeschwerden angeschuldigten beruflichen TÃ¤tigkeit bei der P ab dem
10.06.1991 zum versicherten Personenkreis.

3.Â  Arbeitstechnische Voraussetzungen

Die Anerkennung einer BK 2108 scheitert nicht an den arbeitstechnischen
Voraussetzungen.

Nach der Ã¼berarbeiteten Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes zur beruflichen
Belastung des KlÃ¤gers vom 16.04.2014 errechnet sich nach dem nach wie vor als
aktuell zugrunde zu legenden MDD (vgl. BSG, Urteile vom 06.09.2018, B 2 U 10/17
R, und vom 27.09.2023, B 2 U 13/21 R) eine Gesamtdosis von 15,29 MNh fÃ¼r den
gesamten Zeitraum der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers bei der P. Damit erreicht die
berufliche Belastung des KlÃ¤gers den nach dem MDD anzunehmenden
Orientierungswert von 25 MNh zwar nicht, Ã¼berschreitet aber den hÃ¤lftigen
Orientierungswert. Der hÃ¤lftige Orientierungswert ist als der untere Grenzwert zu
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betrachten, bei dessen Unterschreitung nach gegenwÃ¤rtigem Wissensstand ein
Kausalzusammenhang zwischen beruflichen Einwirkungen und
bandscheibenbedingter Erkrankung der LWS ausgeschlossen und deshalb auf
einzelfallbezogene medizinische Ermittlungen verzichtet werden kann (vgl. BSG,
Urteile vom 30.10.2007, B 2 U 4/06 R, vom 18.11.2008, B 2 U 14/07 R, und vom
06.09.2018, B 2 U 13/17 R).

Ob die vom PrÃ¤ventionsdienst ermittelte Gesamtdosis (etwas) zu niedrig ist, weil
â�� so der KlÃ¤ger und Ã¤hnlich der SachverstÃ¤ndige W â�� nicht die bei ihm
vorliegenden individuellen ArbeitsverhÃ¤ltnisse zu Grunde gelegt worden seien,
kann letztlich dahingestellt bleiben. Abgesehen davon, dass die exakten
Belastungen des KlÃ¤gers nachtrÃ¤glich kaum mehr aufgrund der von ihm konkret-
individuell verrichteten TÃ¤tigkeiten ermittelt werden kÃ¶nnen, sondern auf
allgemeine Erkenntnisse Ã¼ber die TÃ¤tigkeit in einer vergleichbaren Position wie
der des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgegriffen werden muss, wie dies die Beklagte zutreffend
getan hat, wÃ¼rde dies an der Beurteilung des konkreten Sachverhalts nichts
Ã¤ndern. Denn fÃ¼r die Beurteilung ist es letztlich bedeutungslos, ob der hÃ¤lftige
Orientierungswert mehr oder weniger deutlich Ã¼berschritten wird oder ob sogar
der Orientierungswert erreicht wÃ¤re, wovon sich der Senat aber auch bei
BerÃ¼cksichtigung der Hinweise des KlÃ¤gers und des SachverstÃ¤ndigen W nicht
Ã¼berzeugen konnte.

4.Â  Arbeitsmedizinische Voraussetzungen/KausalitÃ¤t

Nicht nachgewiesen sind jedoch die arbeitsmedizinischen Voraussetzungen; ein
hinreichend wahrscheinlicher Zusammenhang zwischen beruflicher Belastung und
Gesundheitsschaden des KlÃ¤gers im Sinne der BK 2108 lÃ¤sst sich nicht
nachweisen.

Weder unter Zugrundelegung der Feststellungen im Gutachten des R noch unter
BerÃ¼cksichtigung der Feststellungen im Gutachten des W, auf die sich der Senat
stÃ¼tzt, lÃ¤sst sich der Nachweis fÃ¼hren, dass beim KlÃ¤ger eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS vorlÃ¤ge, die hinreichend
wahrscheinlich durch die berufliche Belastung verursacht wÃ¤re.

4.1. PrÃ¼fung anhand der Konsensempfehlungen

Unter Zugrundelegungen der sogenannten Konsensempfehlungen lÃ¤sst sich ein
Zusammenhang zwischen beruflicher TÃ¤tigkeit und Erkrankung des KlÃ¤gers nicht
hinreichend wahrscheinlich machen.

Bei der Beurteilung der arbeitsmedizinischen Voraussetzungen legt der Senat neben
dem Merkblatt zur BK 2108 (Bek. des Bundesministeriums fÃ¼r Arbeit und Soziales
vom 01.09.2006 â�� IVa 4-45222-2108 â�� BArbBl. 10-2006, S. 30 ff.) die
Medizinischen Beurteilungskriterien zu bandscheibenbedingten Berufskrankheiten
der LendenwirbelsÃ¤ule â�� Konsensempfehlungen zur
Zusammenhangsbegutachtung der auf Anregung des HVBG eingerichteten
interdisziplinÃ¤ren Arbeitsgruppe, Bolm-Audorff u.a., Trauma und Berufskrankheit
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2005/3, S. 212 ff., (im Folgenden: Konsensempfehlungen) zugrunde. Die
Konsensempfehlungen bilden nach aktueller wissenschaftlicher Ansicht, der die
Rechtsprechung folgt, weiterhin den aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen
Erkenntnisstand zur BK 2108 ab (zuletzt: vgl. BSG, Urteil vom 27.09.2023, B 2 U
13/21 R; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 16.11.2023, L 10 U 2177/19;
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 10. Aufl. 2024,
S. 1456; zuvor: vgl. BSG, Urteile vom 23.04.2015, B 2 U 10/14 R, und vom
06.09.2018, B 2 U 13/17 R, Hess. LSG, Urteil vom 04.05.2021, L 3 U 70/19;
ThÃ¼ringer LSG, Urteil vom 01.07.2021, L 1 U 976/18; Bayer. LSG, Urteil vom
23.03.2022, L 3 U 297/17; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 19.05.2023, L
17 U 484/21).

Bei den Konsensempfehlungen handelt es sich zwar nicht um unmittelbar
verbindliche Regelungen, wie sie nur der Gesetz- oder Verordnungsgeber treffen
kÃ¶nnte; auch stellen sie kein antizipiertes SachverstÃ¤ndigengutachten dar (vgl.
BSG, Urteil vom 23.04.2015, B 2 U 10/14 R; anders die Erwartung der Verfasser der
Konsensempfehlungen, vgl. Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 212). Sie binden
daher Verwaltung, Gerichte und SachverstÃ¤ndige nicht, sind aber als
Orientierungshilfe zur Erleichterung der Beurteilung im Einzelfall anzuwenden, um
typische Befundkonstellationen im Hinblick auf die Kausalbeziehungen unter
Zugrundelegung des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstands einordnen zu
kÃ¶nnen.

4.1.1. Bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS

Von einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS, wie sie die BK 2108
voraussetzt, kann beim KlÃ¤ger noch grenzwertig ausgegangen werden.

Die Diagnose einer bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS setzt neben dem
radiologisch zu fÃ¼hrenden Nachweis eines Bandscheibenschadens
(Bandscheibenvorfall oder Chondrose) (dazu unten Ziff. 4.1.1.1.), der unabdingbare,
aber nicht hinreichende Voraussetzung fÃ¼r den Nachweis einer
bandscheibenbedingten Erkrankung ist, zudem voraus, dass eine korrelierende
klinische Symptomatik besteht (dazu unten Ziff. 4.1.1.2.). Bei den klinischen
Krankheitsbildern ist zu unterscheiden zwischen einem lokalen Lumbalsyndrom und
einem lokalen Wurzelsyndrom (mit einem Kaudasyndrom als Sonderform). Beim
lokalen Lumbalsyndrom ist klinisch u.a. ein Segmentbefund mit provozierbarem
Schmerz und funktionell eine EntfaltungsstÃ¶rung der LWS zu fordern. Beim
lumbalen Wurzelsyndrom muss neurologisch eine Reizung bzw. SchÃ¤digung der
entsprechenden Nervenwurzel(n) nachgewiesen sein (vgl. zu allem
Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 212 ff.).

4.1.1.1. Radiologischer Befund

Radiologisch nachgewiesen beim KlÃ¤ger sind durch die (zeitnah zur Ã¤rztlichen
Anzeige bei Verdacht auf eine Berufskrankheit und damit hier zeitlich passend [vgl.
Obermeyer, Bultmann, Die Begutachtung der BK 2108 â�� Zu welchem Zeitpunkt
wird geprÃ¼ft?, MedSach 2023, S. 119 ff.] durchgefÃ¼hrte) Kernspintomographie
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vom 15.02.2012 â�� fÃ¼r die BK 2108 irrelevant â�� Bandscheibenprotrusionen
L1-3 und L4-S1 und ein fÃ¼r die BK 2108 relevanter Bandscheibenvorfall L3/L4
sowie eine aktivierte Osteochondrose und eine fÃ¼r die BK 2108 relevante
pathologische Chondrose Grad II im Segment L4/L5. Die Ã¼brigen Segmente weisen
altersentsprechende Befunde auf. Nachgewiesen ist zudem eine Spondylose im
Bereich der LWS und der unteren BWS, wobei â�� darin stimmen die
SachverstÃ¤ndigen Ã¼berein (S. 24 des Gutachtens des W, S. 4 der ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des R) â�� diese nicht altersuntypisch ist. Zudem liegt beim KlÃ¤ger
ein chronisch rezidivierendes HWS-Syndrom ohne neurologische AusfÃ¤lle vor, das
vom klinischen Erscheinungsbild her aber schwÃ¤cher ausgeprÃ¤gt ist als das
lokale Lumbalsyndrom.

4.1.1.2. Klinischer Befund

4.1.1.2.1. Lumbales Wurzelsyndrom

Ein lumbales Wurzelsyndrom ist nicht im Vollbeweis nachgewiesen.

An einer neurologischen Symptomatik fÃ¼r ein lumbales Wurzelsyndrom fehlt es.
Weder bei neurologischen Untersuchungen mittels elektrophysiologischer
Messungen noch bei den Untersuchungen durch die SachverstÃ¤ndigen R und W
hat sich je eine radikulÃ¤re Symptomatik sicher feststellen lassen. Sofern W eine
potentielle L5-Symptomatik in Form einer ganz geringen
GroÃ�zehenheberschwÃ¤che (4+/5) beidseits angenommen hat, bestehen
angesichts der zuvor durchgefÃ¼hrten neurologischen Untersuchungen, der ganz
geringen AusprÃ¤gung der angenommenen GroÃ�zehenheberschwÃ¤che und der
bei fehlender Seitendifferenz potentiell subjektiven FÃ¤rbung nicht unerhebliche
Zweifel, sodass die NachweisfÃ¼hrung im Sinne des Vollbeweises scheitert.

4.1.1.2.2. Lokales Lumbalsyndrom

Bei fÃ¼r den KlÃ¤ger wohlwollender Betrachtungsweise kann von einem lokalen
Lumbalsyndrom ausgegangen werden.

Beim KlÃ¤ger liegt eine pseudoradikulÃ¤re Schmerzausstrahlung ohne
sensomotorisches Defizit vor. Fraglich sind aber eine EntfaltungsstÃ¶rung der LWS
und eine TonuserhÃ¶hung der Muskulatur, wie sie die Konsensempfehlungen (vgl.
a.a.O., S. 216) voraussetzen. Zwar hat R in seinem Gutachten ausgefÃ¼hrt, dass
eine EntfaltungsstÃ¶rung der unteren LWS nicht gegeben sei, sondern nur eine
solche im thorakolumbalen Ã�bergangsbereich vorliege, die fÃ¼r die BK 2108 nicht
relevant ist. Andererseits ist der von ihm gemessene und fÃ¼r die Beweglichkeit
der LWS aussagekrÃ¤ftige Wert nach Schober von 10:13,5 cm (W: 10:14 cm)
gegenÃ¼ber dem Normwert von 10:15 cm doch etwas, wenn auch nur
geringfÃ¼gig eingeschrÃ¤nkt. Der Senat geht daher zugunsten des KlÃ¤gers und
unter BerÃ¼cksichtigung des Umstands, dass die Konsensempfehlungen keine
weitergehende PrÃ¤zisierung des Begriffs der EntfaltungsstÃ¶rung enthalten, davon
aus, dass auch im Bereich der (unteren) LWS eine EntfaltungsstÃ¶rung vorliegt.
Was die TonuserhÃ¶hung der Muskulatur im Bereich der LWS betrifft, haben sich bei
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den gutachterlichen Untersuchungen zwar keine Myogelosen gefunden, aber ein
gewisser Muskelhartspann, der insofern als ausreichend fÃ¼r das klinische Bild der
BK 2108 betrachtet werden kann. BestÃ¤tigt wird dies auch durch die ergÃ¤nzende
Stellungnahme des R, der dort (S. 5) ausdrÃ¼cklich von einem â��lokalen
Lumbalsyndromâ�� ausgeht.

4.1.2. Einordnung nach dem System der Konsensempfehlungen

Das Erkrankungsbild beim KlÃ¤ger ist unter die Konstellation B3 der
Konsensempfehlungen zu subsumieren, da mit Ausnahme der in der Konstellation
B2 genannten Zusatzkriterien die Voraussetzungen der Konstellation B2 erfÃ¼llt
sind.

Die mit dem Buchstaben A beginnenden Konstellationen sind nicht einschlÃ¤gig,
weil weder vom Fehlen einer bandscheibenbedingter Erkrankung noch von einer
nicht ausreichenden Exposition ausgegangen werden kann (vgl.
Konsensempfehlungen a.a.O., S. 217).

Nicht einschlÃ¤gig sind die mit dem Buchstaben C beginnenden Konstellationen,
weil die Erkrankung des KlÃ¤gers eines der beiden unteren LWS-Segmente betrifft
(vgl. Konsensempfehlungen a.a.O., S. 218).

Ebenfalls nicht einschlÃ¤gig sind die mit dem Buchstaben D beginnenden
Konstellationen, weil die AusprÃ¤gung des Bandscheibenschadens des KlÃ¤gers
jedenfalls teilweise Ã¼ber den Umfang einer Protrusion hinausgeht (vgl.
Konsensempfehlungen a.a.O., S. 218).

SchlieÃ�lich sind auch nicht einschlÃ¤gig die mit dem Buchstaben E beginnenden
Konstellationen, weil die AusprÃ¤gung des Bandscheibenschadens des KlÃ¤gers
den Umfang einer Chondrose Grad I Ã¼berschreitet (vgl. Konsensempfehlungen
a.a.O., S. 218).

Grundvoraussetzung fÃ¼r die mit dem Buchstaben B beginnenden Konstellationen
ist, dass die bandscheibenbedingte Erkrankung L5/S1 und/oder L4/L5 betrifft. Die
Ausbildung des Bandscheibenschadens muss zumindest eine Chondrose Grad II
und/oder einen (Bandscheiben-)Vorfall umfassen (vgl. Konsensempfehlungen a.a.O.,
S. 217).

Beides ist beim KlÃ¤ger der Fall: Er hat eine Chondrose im Segment L4/L5 und diese
hat eine (altersvorauseilende) AusprÃ¤gung vom Grad II.

Die Konstellation B2 setzt nach den Konsensempfehlungen (a.a.O., S. 217)
Folgendes voraus:
â��Konstellation B2. Wesentliche konkurrierende Ursachenfaktoren erkennbar: nein
Begleitspondylose: nein
ZusÃ¤tzlich mindestens eins der folgenden Kriterien erfÃ¼llt:
*Â  HÃ¶henminderung und/oder Prolaps an mehreren Bandscheiben â�� bei
monosegmentaler/m Chondrose/Vorfall in L5/S1 oder L4/L5 â��black discâ�� im
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Magnetresonanztomogramm in mindestens 2 angrenzenden Segmenten (Hinweis:
ggf. Magnetresonanztomogramm der LendenwirbelsÃ¤ule im Rahmen der
Begutachtung veranlassen)
*Â  Besonders intensive Belastung; Anhaltspunkt: Erreichen des Richtwertes fÃ¼r
die Lebensdosis in weniger als 10 Jahren.
*Â  Besonderes GefÃ¤hrdungspotenzial durch hohe Belastungsspitzen;
Anhaltspunkt: Erreichen der HÃ¤lfte des MDD-Tagesdosis-Richtwertes durch hohe
Belastungsspitzen (Frauen ab 4 1/2 kN; MÃ¤nner ab 6 kN).â��

FÃ¼r die Person des KlÃ¤gers und den hier zu beurteilenden Fall bedeutet dies
Folgendes:

4.1.2.1. Wesentliche, in den Konsensempfehlungen als relevant aufgefÃ¼hrte
konkurrierende Ursachenfaktoren sind beim KlÃ¤ger nicht erkennbar. Sofern der
SachverstÃ¤ndige R â�� auÃ�erhalb der PrÃ¼fung der Fallgruppen der
Konsensempfehlungen â�� davon ausgegangen ist, dass das massive Ã�bergewicht
des KlÃ¤gers eine wesentliche konkurrierende Ursache darstelle, kann dies
jedenfalls nach den Konsensempfehlungen nicht als relevante konkurrierende
Ursache betrachtet werden. So ist Adipositas zwar als alternative Ursache diskutiert
worden, ein Zusammenhang zwischen Gewicht und Bandscheibenerkrankung
konnte jedoch aufgrund der Literaturanalyse nicht als gesichert angesehen werden
(vgl. Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 248 ff.). Weitere alternative Ursachen, die
nach den Konsensempfehlungen BerÃ¼cksichtigung finden kÃ¶nnen, sind von den
SachverstÃ¤ndigen nur andiskutiert, nicht aber explizit bejaht worden.

4.1.2.2. Eine Begleitspondylose liegt nicht vor. Beide SachverstÃ¤ndige haben sich
dahingehend geÃ¤uÃ�ert, dass zwar eine Spondylose im Bereich der LWS und
unteren BWS vorliegt, diese aber kein altersuntypisches MaÃ� hat (S. 24 des
Gutachtens des W, S. 4 der ergÃ¤nzenden Stellungnahme des R). Von einer
Begleitspondylose kann daher nicht gesprochen werden, da eine Spondylose erst
dann als Begleitspondylose angesehen werden kann, wenn sie Ã¼ber das
alterstypische MaÃ� hinausgeht (vgl. Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 216 f.).
Soweit W in seinem Gutachten das Vorliegen einer Begleitspondylose bejaht,
entspricht dies nicht seinen eigenen Feststellungen (vgl. unten Ziff. 4.1.3.2., erster
Spiegelstrich).

4.1.2.3. Keines der weiteren drei Zusatzkriterien der Konstellation B2 ist erfÃ¼llt.

*Â  Ein besonderes GefÃ¤hrdungspotenzial (drittes Zusatzkriterium) durch hohe
Belastungsspitzen hat bei der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nicht vorgelegen.

Die TÃ¤tigkeit war durch vergleichsweise gleichartige Verrichtungen ohne
besondere Spitzenbelastungen geprÃ¤gt. Dies hat auch die Ã¼berzeugende
Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes vom 18.11.2020 gezeigt.

*Â  Eine besonders intensive Belastung (zweites Zusatzkriterium) ist nicht
nachgewiesen.
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Der Orientierungswert fÃ¼r die Lebensdosis des KlÃ¤gers ist im Zeitraum seiner
gesamten TÃ¤tigkeit von annÃ¤hernd 21 Jahren nicht erreicht worden, geschweige
denn in einem kÃ¼rzeren Zeitraum als von zehn Jahren. Dies belegt auch die
Ã¼berzeugende Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes vom 18.11.2020.

*Â  Das erste Zusatzkriterium ist in keiner seiner beiden Alternativen erfÃ¼llt.

Eine HÃ¶henminderung und/oder Prolaps an mehreren Bandscheiben â�� bei
monosegmentaler/m Chondrose/Vorfall in L5/S1 oder L4/L5 â��black discâ�� im
Magnetresonanztomogramm in mindestens zwei angrenzenden Segmenten â��
liegt/liegen nicht vor.

o Die erste Alternative des ersten Zusatzkriteriums ist nicht erfÃ¼llt.

Die erste Alternative setzt voraus, dass eine HÃ¶henminderung und/oder ein
Prolaps â��an mehreren Bandscheibenâ�� (Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 217)
vorliegt/en. Das Wort â��mehrerenâ�� ist so zu verstehen, dass an mindestens drei
Bandscheiben eine HÃ¶henminderung und/oder ein Bandscheibenvorfall vorliegen
mÃ¼ssen; ein bloÃ� bisegmentaler Schaden reicht nicht (so die ganz
Ã¼berwiegende Meinung auch aufgrund wiederholter Befragung von medizinischen
SachverstÃ¤ndigen: vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 21.11.2016, L 17 U
275/14 [bestÃ¤tigt vom BSG mit Urteil vom 06.09.2018, B 2 U 13/17 R]; LSG
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 30.07.2019, L 3 U 95/14; ThÃ¼ringer LSG, Urteil vom
25.11.2021, L 1 U 880/19; Bayer. LSG, Urteil vom 23.03.2022, L 3 U 297/17
[Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG erfolglos â�� BSG, Beschluss vom
08.11.2022, B 2 U 59/22 B]; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteile vom 27.04.2022, L 3
U 4097/20, und vom 16.11.2023, L 10 U 2177/19; LSG Berlin-Brandenburg, Urteile
vom 20.01.2023, L 21 U 113/19, und vom 07.02.2023, L 3 U 166/19; LSG
Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 15.03.2023, L 5 U 47/18).

Im Falle des KlÃ¤gers gibt es aber mit einem Bandscheibenvorfall L3/L4 und einer
Chondrose Grad II im Segment L4/L5 nur einen bisegmentalen und damit fÃ¼r die
zweite Alternative des ersten Zusatzkriteriums der Konstellation B2 nicht
ausreichenden Bandscheibenschaden. Eine altersvorauseilende Chondrose oder
einen Bandscheibenvorfall in einem weiteren Segment liegt nach
Ã¼bereinstimmender EinschÃ¤tzung beider gerichtlicher SachverstÃ¤ndigen nicht
vor.

o Auch die zweite Alternative des ersten Zusatzkriteriums ist nicht erfÃ¼llt.

Die zweite Alternative setzt voraus, dass bei einer/m monosegmentalen
Chondrose/Vorfall in L5/S1 oder L4/L5 eine magnetresonanztomographisch
nachgewiesene black disc â��in mindestens 2 angrenzenden Segmentenâ��
(Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 217) nachgewiesen ist.

Beim KlÃ¤ger liegt zwar die Eingangsvoraussetzung der zweiten Alternative vor,
weil bei ihm im Bereich der Segmente L4/L5 und L5/S1 mit der Chondrose Grad II im
Segment L4/L5 nur ein monosegmentaler Schaden vorliegt â�� der weitere Schaden
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im Sinne eines Bandscheibenvorfalls L3/L4 ist auÃ�erhalb des fÃ¼r die zweite
Alternative relevanten Bereichs lokalisiert. Es liegen aber keine black discs â��in
mindestens 2 angrenzenden Segmentenâ�� vor.

Ein solcher Nachweis ist vorliegend nach keinem der im Verfahren eingeholten
Gutachten gefÃ¼hrt. Ob Ã¼berhaupt eine (einzige) black disc vorliegt â�� der
SachverstÃ¤ndige R hat dies eindeutig verneint, der Gutachter W bejaht â�� kann
dahingestellt bleiben. Denn selbst nach den Feststellungen des W liegt nur eine
einzige black disc im Segment L5/S1 (S. 15 seines Gutachtens) vor, nicht aber black
discs in mindestens zwei angrenzenden Segmenten.

4.1.3. Zu abweichenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen

Sofern die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen von den obigen AusfÃ¼hrungen
abweichende SchlÃ¼sse gezogen haben, ist dazu auf Folgendes hinzuweisen:

4.1.3.1. Zum Gutachten des R

Sofern dieser in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 25.06.2015 davon
ausgegangen ist, dass die Konstellation A2 vorliege und fÃ¼r die Annahme einer B-
Konstellation die arbeitstechnischen Voraussetzungen fehlen wÃ¼rden, kann der
Senat dieser Argumentation so nicht folgen. Denn der Senat versteht die
Voraussetzung der Konstellation A2 â��Exposition ausreichend: neinâ�� nicht so,
dass unter einer ausreichenden Exposition zwingend nur solche Arbeitsbelastungen
zu verstehen wÃ¤ren, die den (vollen) Orientierungswert von 25 MNh
erreichen/Ã¼berschreiten. So hat auch das BSG lediglich eine Unterschreitung des
hÃ¤lftigen Orientierungswertes als Ausschlussgrund fÃ¼r eine BK 2108 betrachtet
(vgl. BSG, Urteile vom 30.10.2007, B 2 U 4/06 R, vom 18.11.2008, B 2 U 14/07 R,
und vom 06.09.2018, B 2 U 13/17 R).

4.1.3.2. Zum Gutachten des W

Das Gutachten ist in sich nicht widerspruchsfrei. So geht der SachverstÃ¤ndige
zunÃ¤chst â�� S. 24 des Gutachtens â�� davon aus, dass beim KlÃ¤ger die
Konstellation B1 vorliege. SpÃ¤ter â�� auf S. 25 des Gutachtens â�� nimmt er
hingegen die Konstellation B4 an. Wegen dieses vom SachverstÃ¤ndigen nicht
aufgelÃ¶sten Widerspruchs erscheint die Verwertbarkeit des Gutachtens bereits aus
diesem Grund fraglich.

Ganz unabhÃ¤ngig davon sind die Annahmen des SachverstÃ¤ndigen sowohl
betreffend die Konstellation B1 als auch die Konstellation B4 nicht Ã¼berzeugend:

*Â  Der zunÃ¤chst erfolgten Annahme einer Konstellation B1 (S. 24 des Gutachtens)
legt W zu Grunde, dass beim KlÃ¤ger zum einen im Segment L3/L4 ein
Bandscheibenvorfall sowie im Segment L4/5 eine Chondrose Grad II vorlÃ¤gen und
zum anderen eine Begleitspondylose gegeben sei. Letztere Annahme â��
Begleitspondylose â�� ist aber unrichtig; der SachverstÃ¤ndige weist selbst darauf
hin, dass â��die Begleitspondylose in ihrem AusprÃ¤gungsgrad entsprechend den
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Konsensempfehlungen nicht als eindeutig altersuntypisch zu bewerten istâ�� (S. 24
des Gutachtens). Eine nicht altersvorauseilende Spondylose kann aber genauso wie
auch sonst nicht altersuntypische VerÃ¤nderungen nicht zur BegrÃ¼ndung einer
Berufskrankheit aufgrund einer besonderen beruflichen Belastung, die eine
gegenÃ¼ber der AllgemeinbevÃ¶lkerung vorauseilende degenerative SchÃ¤digung
der Bandscheiben nach sich zieht, herangezogen werden; einer nicht
altersvorauseilenden degenerativen VerÃ¤nderung kommt keine Indizwirkung zu
(vgl. Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 216 f.: â��Um eine positive Indizwirkung
fÃ¼r eine berufsbedingte Verursachung zu haben, muss die Begleitspondylose
Ã¼ber das AltersmaÃ� (â�¦) hinausgehen â�¦.â��). Denn bei einer nicht
altersuntypischen degenerativen VerÃ¤nderung lÃ¤sst sich eine berufliche
Verursachung nicht vermuten â�� die VerÃ¤nderung kann als alterstypische so in
gleichem Umfang bei jedem Menschen vorliegen, auch wenn er keinen besonderen
(beruflichen) Belastungen der Bandscheiben ausgesetzt gewesen ist. Insofern kann
die Konstellation B1, die nach den Konsensempfehlungen eine Begleitspondylose,
die eine altersvorauseilende Spondylose darstellen muss â�� anderenfalls mÃ¼sste
von einer (bloÃ�en) Spondylose gesprochen werden -, zwingend voraussetzt, nicht
bejaht werden. Wenn der SachverstÃ¤ndige gleichwohl entgegen den Vorgaben der
Konsensempfehlungen zunÃ¤chst von der Konstellation B1 ausgeht, missachtet er
damit den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand.

*Â  Wenn der SachverstÃ¤ndige sodann â�� in Widerspruch zu seiner
ursprÃ¼nglichen Annahme, wonach die Konstellation B1 gegeben sei â�� vom
Vorliegen der Konstellation B4 ausgeht (S. 25 des Gutachtens â�� bei der
Beantwortung der Beweisfragen), weil zusÃ¤tzlich klinische Zeichen einer
FunktionsstÃ¶rung der HWS zu finden seien, kann dem nicht gefolgt werden. Zwar
geht W zutreffend von einer FunktionsstÃ¶rung der HWS aus. Die Einordnung in die
Konstellation B4 ist aber fehlerhaft. Der SachverstÃ¤ndige hat fÃ¤lschlicherweise
das erste Zusatzkriterium der Konstellation B2, deren Voraussetzungen auch bei der
Konstellation B4 zu beachten sind, bejaht (dazu s. oben Ziff. 4.1.2.3., 3.
Spiegelstrich). W hat Ã¼bersehen, dass es beim ersten Zusatzkriterium zwei
Alternativen gibt, deren Voraussetzungen getrennt zu prÃ¼fen sind, und so die
Voraussetzungen unzulÃ¤ssigerweise vermengt.

4.1.4. Ergebnis der PrÃ¼fung anhand der Konsensempfehlungen

Somit liegt beim KlÃ¤ger die Konstellation B3 der Konsensempfehlungen vor.

Hinsichtlich der Beurteilung eines kausalen Zusammenhangs bestand bei dieser
Konstellation unter den Verfassern der Konsensempfehlungen kein Konsens; neue
Erkenntnisse hinsichtlich der Beurteilung in den Konsensempfehlungen liegen nicht
vor, sodass nach wie vor von einem fehlenden Konsens auszugehen ist (vgl. zuletzt
BSG, Urteil vom 27.09.2023, B 2 U 13/21 R; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
16.11.2023, L 10 U 2177/19; SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 10. Aufl. 2024, S. 1456). Somit ist anhand der
Konsensempfehlungen der Nachweis eines hinreichend wahrscheinlichen
Zusammenhangs zwischen der beruflichen Belastung und der Erkrankung des
KlÃ¤gers nicht zu fÃ¼hren.
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4.2. Konsequenz des Vorliegens der Konstellation B3

Obwohl der Umstand, dass im vorliegenden Fall die Konstellation B3 einschlÃ¤gig
ist, bedeutet, dass in der medizinischen Wissenschaft keine herrschende
medizinische Meinung hinsichtlich der Beurteilung des Zusammenhangs besteht
â�� sonst bestÃ¼nde ein Konsens -, geht das BSG davon aus, dass gleichwohl in
derartigen FÃ¤llen eine Beurteilung anhand der UmstÃ¤nde des Einzelfalls
auÃ�erhalb der Kriterien der Konsensempfehlungen zu erfolgen hat (vgl. BSG, Urteil
vom 23.04.2015, B 2 U 6/13 R). Diesen Ansatz hÃ¤lt der Senat fÃ¼r nicht
Ã¼berzeugend.

Die Konsensempfehlungen stellen â�� nach wie vor (s.o.) â�� ein Abbild des
aktuellen anerkannten medizinischen Erkenntnisstands hinsichtlich der Beurteilung
der KausalitÃ¤t bei bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS dar und
reprÃ¤sentieren somit fÃ¼r die FÃ¤lle, in denen ein Konsens besteht, die
herrschende medizinische Meinung. Sind die Verfasser der Konsensempfehlungen
zu der EinschÃ¤tzung gekommen, dass hinsichtlich der Bewertung einer
bestimmten Fallgruppe kein Konsens besteht, bedeutet dies im Umkehrschluss,
dass es hinsichtlich der Beurteilung der KausalitÃ¤t in derartigen FÃ¤llen keine
herrschende medizinische Meinung gibt. Daraus muss nach Ansicht des Senats der
Schluss gezogen werden, dass in derartigen FÃ¤llen der fÃ¼r die Anerkennung
einer Berufskrankheit erforderliche kausale Zusammenhang nicht positiv
feststellbar ist und daher eine PrÃ¼fung der KausalitÃ¤t Ã¼ber die Kriterien der
Konsensempfehlungen hinaus obsolet ist â�� eben weil eine solche PrÃ¼fung nicht
auf der Basis eines aktuellen anerkannten medizinischen Erkenntnisstands erfolgen
kann, weil ein solcher medizinischer Konsens fehlt, wie dies aber fÃ¼r die
Beurteilung der Bewertung der KausalitÃ¤t erforderlich ist (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG, vgl. z.B. BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R, vom
30.03.2023, B 2 U 2/21 R).

Wenn das BSG gleichwohl auch in den FÃ¤llen eines fehlenden Konsenses in der
medizinischen Wissenschaft eine weitergehende KausalitÃ¤tsprÃ¼fung anhand der
Kriterien des Einzelfalls verlangt â�� so die Vorgaben im Urteil vom 23.04.2015, B 2
U 6/13 R:
â��Dieser fehlende Konsens in der Arbeitsgruppe kann aber nicht so gedeutet
werden, dass damit eine Anerkennung des Verursachungszusammenhangs im
Einzelfall unmÃ¶glich wÃ¤re. Zwar wird die Schlussfolgerung des LSG hÃ¤ufig
zutreffen, jedoch ist die vom LSG zugrunde gelegte generelle Aussage
wissenschaftlich nicht belegt, so dass es im Einzelfall nicht ausgeschlossen und
dementsprechend jeweils erst im Rahmen der Amtsermittlung festzustellen ist, ob
individuelle, dem aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand entsprechende
UmstÃ¤nde vorliegen, die im konkreten Einzelfall den Ursachenzusammenhang als
hinreichend wahrscheinlich erscheinen lassen (BSG vom 24.7.2012 â�� B 2 U 9/11 R
â�� SozR 4-2700 Â§ 8 Nr 44 RdNr 52). Dies lÃ¤sst sich anhand der tatsÃ¤chlichen
Feststellungen des LSG indes nicht beurteilen, das â�� von seiner Rechtsansicht her
konsequent â�� die Ermittlungen bereits mit der Bejahung der Konstellation B3
beendet hat.â�� â��
lÃ¤sst sich dies jedenfalls unter Zugrundelegung der neueren Rechtsprechung des
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BSG nicht mehr begrÃ¼nden. Ist das BSG noch im Urteil vom 09.05.2006, B 2 U
1/05 R, â�� wenngleich in etwas unklarem Kontext mit dem zu Recht verzichtbaren
Erfordernis epidemiologischer Studien, weil solche Studien nicht zwingend fÃ¼r die
Bildung einer anerkannten herrschenden Meinung vorausgesetzt werden kÃ¶nnen
â�� davon ausgegangen, dass bei Fehlen eines aktuellen allgemeinen
wissenschaftlichen Erkenntnisstands die Bejahung des Ursachenzusammenhangs
nicht ausgeschlossen sei, weil das Tatsachengericht in AbwÃ¤gung der
verschiedenen Auffassungen einer nicht nur vereinzelt vertretenen Meinung folgen
kÃ¶nne (vgl. BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R:
â��Gibt es keinen aktuellen allgemeinen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu
einer bestimmten Fragestellung, kann in AbwÃ¤gung der verschiedenen
Auffassungen einer nicht nur vereinzelt vertretenen Auffassung gefolgt werden
(BSG SozR Nr 33 zu Â§ 128 SGG; Ã¤hnlich Kopp / Schenke, VwGO, 14. Aufl 2005, Â§
108 RdNr 9).â��),
so hat das BSG diese Meinung jedenfalls nicht aufrecht erhalten. So hat es spÃ¤ter
klargestellt, dass der Begriff des aktuellen medizinischen Erkenntnisstands
voraussetzt, dass dieser Erkenntnisstand der herrschenden medizinischen Meinung
entsprechen muss. Dies ergibt sich zweifelsfrei aus dem Urteil des BSG vom
24.07.2012, B 2 U 9/11 R:
â��Vielmehr ist der jeweils neueste anerkannte Stand des einschlÃ¤gigen
Erfahrungswissens zugrunde zu legen. Dies wird in der Regel die Auffassung der
Mehrheit der im jeweiligen Fragenbereich verÃ¶ffentlichenden
Wissenschaftler/Fachkundigen eines Fachgebiets sein. LÃ¤sst sich eine solche
â��herrschende Meinungâ�� nicht feststellen, so darf der Richter nicht gleichsam
als Schiedsrichter im Streit einer Wissenschaft fungieren und selbst eine (von ihm
anerkannte) Ansicht zur maÃ�geblichen des jeweiligen fÃ¼r ihn fachfremden
Wissenschaftsgebietes erklÃ¤ren. Vielmehr kommt, falls auch durch staatliche
MerkblÃ¤tter, Empfehlungen der FachverbÃ¤nde etc kein von den Fachkreisen
mehrheitlich anerkannter neuester Erfahrungsstand festgestellt werden kann, eine
Entscheidung nach BeweislastgrundsÃ¤tzen in Betracht (anders offenbar noch BSG
vom 9.5.2006 â�� B 2 U 1/05 R â�� BSGE 96, 196 = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr 17, RdNr
18).â��
und dem Urteil des BSG vom 16.03.2021, B 2 U 11/19 R:
â��Bei BKen ist von den Tatsachengerichten jeweils der im Entscheidungszeitpunkt
aktuelle Stand der medizinischen Wissenschaft zugrunde zu legen (vgl die
Darstellung in BSG Beschluss vom 24.7.2012 â�� B 2 U 100/12 B â�� SozR 4-1500
Â§ 160 Nr 24 RdNr 18 mwN). Als aktueller Erkenntnisstand sind solche durch
Forschung und praktische Erfahrung gewonnenen Erkenntnisse anzusehen, die von
der groÃ�en Mehrheit der auf dem betreffenden Gebiet tÃ¤tigen
Fachwissenschaftler anerkannt werden, Ã¼ber die also, von vereinzelten nicht ins
Gewicht fallenden Gegenstimmen abgesehen, Konsens besteht (vgl BSG Urteil vom
17.12.2015 â�� B 2 U 11/14 R â�� BSGE 120, 230 = SozR 4-2700 Â§ 9 Nr 26, RdNr
16 f; BSG Urteil vom 23.4.2015 â�� B 2 U 6/13 R â�� SozR 4-5671 Anl 1 Nr 2108 Nr
7 RdNr 22).â��

Dass die Beurteilung der KausalitÃ¤t im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung
nur auf der Grundlage der herrschenden medizinischen Meinung erfolgen kann und
bei Fehlen einer solchen herrschenden Meinung nicht auf eine medizinische
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Meinung zurÃ¼ckgegriffen werden kann, die sich (noch) nicht zur herrschenden
Meinung entwickelt hat, ergibt sich auch aus einem Vergleich mit dem in den
GrundzÃ¼gen Ã¤hnlichen Recht der sozialen EntschÃ¤digung (Versorgungsrecht).
Mit der bis zum 31.12.2023 geltenden Regelung des Â§ 1 Abs. 3 Satz 2
Bundesversorgungsgesetz bzw. danach des Â§ 4 Abs. 6 Satz 1 Sozialgesetzbuch
Vierzehntes Buch (sogenannte Kann-Versorgung) hat der Gesetzgeber eine
Regelung dazu getroffen, wie im Recht der sozialen EntschÃ¤digung die
KausalitÃ¤tsbeurteilung vorzunehmen ist, wenn in der medizinischen Wissenschaft
eine allgemeine, also abstrakte theoretische Ungewissheit Ã¼ber die Ursache einer
GesundheitsstÃ¶rung besteht (vgl. BSG, Urteil vom 12.12.1995, 9 RV 17/94 ), es
also keine herrschende medizinische Meinung betreffend die
KausalitÃ¤tsbeurteilung gibt. In solchen FÃ¤llen genÃ¼gt es im Recht der sozialen
EntschÃ¤digung fÃ¼r die Herstellung des Kausalzusammenhangs, wenn es
wenigstens eine wissenschaftliche Lehrmeinung gibt, die einen generellen, in der
Regel durch statistische Erhebungen untermauerten Zusammenhang zwischen
besonderen kÃ¶rperlichen Belastungen und einer festgestellten Erkrankung sieht,
also die Wahrscheinlichkeit des Ursachenzusammenhangs positiv vertritt (vgl. BSG,
Beschluss vom 07.07.2022, B 9 V 2/22 B); das BSG spricht hier auch von der
â��guten MÃ¶glichkeitâ�� eines Zusammenhangs (BSG, Urteile vom 12.12.1995, 9
RV 17/94, und vom 17.07.2008, B 9/9a VS 5/06). WÃ¼rde man, wie dies das BSG im
Urteil vom 23.04.2015, B 2 U 6/13 R, fÃ¼r den Bereich des Rechts der gesetzlichen
Unfallversicherung zu tun scheint, bei Fehlen einer herrschenden Meinung die
Beurteilung der KausalitÃ¤t anhand einer medizinischen Lehrmeinung zulassen,
wÃ¼rde damit in unzulÃ¤ssiger Weise fÃ¼r die Beurteilung im Recht der
gesetzlichen Unfallversicherung auf die GrundsÃ¤tze der Kann-Versorgung des
Rechts der sozialen EntschÃ¤digung zurÃ¼ckgegriffen, ohne dass dies vom
Gesetzgeber im SGB VII vorgesehen wÃ¤re. Eine derartige Erweiterung wÃ¤re aber
nur dem Gesetzgeber vorbehalten und ist der Judikative verwehrt (Grundsatz der
Gewaltenteilung â�� Art. 20 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz).

Mit der an die Tatsachengerichte gerichteten Forderung einer EinzelfallprÃ¼fung in
den FÃ¤llen eines fehlenden Konsenses und damit auch bei der Konstellation B3 der
Konsensempfehlungen setzt sich das BSG daher in Widerspruch zu dem von ihm
wiederholt bekrÃ¤ftigten Grundsatz, dass die KausalitÃ¤tsprÃ¼fung auf der
Grundlage des aktuellen anerkannten Stands der medizinischen Wissenschaft zu
erfolgen hat.

FÃ¼r den hier zu entscheidenden Fall bedeutet dies, dass mit der Subsumtion des
Falles unter die Konstellation B3 der Konsensempfehlungen die
KausalitÃ¤tsprÃ¼fung mit einem fÃ¼r den KlÃ¤ger negativen Ergebnis
abgeschlossen ist.

4.3.
Hilfsweise: PrÃ¼fung der Zusammenhangs Ã¼ber die Konsensempfehlungen hinaus

Aber selbst dann, wenn entgegen den obigen AusfÃ¼hrungen der nicht
Ã¼berzeugenden Entscheidung des BSG vom 23.04.2015, B 2 U 6/13 R, gefolgt
wÃ¼rde, wÃ¼rde sich keine fÃ¼r den KlÃ¤ger gÃ¼nstige Bewertung des
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Kausalzusammenhangs ergeben. Denn auch bei einer reinen Einzelfallbeurteilung
Ã¼ber die Vorgaben der Konsensempfehlungen hinaus wÃ¼rde sich ein
Zusammenhang zwischen der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und seiner
bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS nicht hinreichend wahrscheinlich
machen lassen. Denn die gegen einen Zusammenhang sprechenden GrÃ¼nde
haben, wie auch der gerichtliche SachverstÃ¤ndige R ausfÃ¼hrlich und
Ã¼berzeugend erlÃ¤utert, ein ganz Ã¼berwiegendes Gewicht; fÃ¼r einen
Zusammenhang spricht letztlich nichts:
* Der KlÃ¤ger war mit Blick auf eine Bandscheibenbelastung nur einer
vergleichsweise geringen Gesamtbelastung ausgesetzt. Die bis zum Ende des
Berufslebens erfolgte zweifelsfrei nachgewiesene Gesamtbelastung des KlÃ¤gers
von 15,29 MNh liegt zwar noch Ã¼ber dem hÃ¤lftigen Orientierungswert von 25
MNh, aber doch deutlich unter dem Orientierungswert. Bei einer so deutlichen
Unterschreitung des Orientierungswertes ist eine beruflich bedingte SchÃ¤digung
eher nicht zu erwarten; die medizinischen Voraussetzungen sind damit mit
besonderer Sorgfalt zu prÃ¼fen, wobei es im Falle des KlÃ¤gers keine
medizinischen Gesichtspunkte gibt, die besonders auf eine berufliche Verursachung
hindeuten.
Dass beim KlÃ¤ger eine hÃ¶here Gesamtbelastung vorgelegen hÃ¤tte, als sie der
PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten ermittelt hat, ist nicht nachgewiesen.
Ã�berzeugende GrÃ¼nde dafÃ¼r, dass die Arbeitsbedingungen des KlÃ¤gers von
denen vergleichbarer BeschÃ¤ftigter der Post, wie sie Grundlage fÃ¼r die
Ermittlung des PrÃ¤ventionsdienstes waren, abweichen, sind nicht nachgewiesen.
* Ein belastungskonformer Verlauf der Erkrankung liegt nicht vor. Chronische und
sich regelmÃ¤Ã�ig wiederholende RÃ¼ckenschmerzen im Lumbalbereich sind
bereits ab Mitte der 1990er Jahre (so der Ã¤rztliche Entlassungsbericht der R-Klinik
vom 30.05.2007) bzw. ab 07/1997 hÃ¤ufig (so die Angaben des KlÃ¤gers im
Fragebogen der Beklagten, ausgefÃ¼llt am 20.03.2012) aufgetreten. Bis zum
Auftreten erster relevanter Beschwerden des KlÃ¤gers im Jahr 1997 hat der
PrÃ¤ventionsdienst eine Gesamtdosis von bis dahin nur 1,75 MNh errechnet. Dass
bereits nach einer so geringen Belastung nicht unbedeutende Beschwerden, die
auch in zeitlich naher Folge zu Rehaaufenthalten gefÃ¼hrt haben, aufgetreten sind,
gibt einen deutlichen Hinweis darauf, dass die Beschwerden des KlÃ¤gers mit
groÃ�er Wahrscheinlichkeit ihre wesentliche Ursache nicht in beruflichen
Belastungen, sondern in einer Anlage des KlÃ¤gers oder in auÃ�erberuflichen
Ursachen haben. Denn es fehlt an einer plausiblen zeitlichen Korrelation zwischen
beruflicher Belastung und Entwicklung der bandscheibenbedingten Erkrankung, wie
es Grundvoraussetzung fÃ¼r die Herstellung eines Zusammenhangs zwischen
beruflicher Belastung und bandscheibenbedingter Erkrankung der LWS ist (so auch
die Konsensempfehlungen, a.a.O., S. 216).
* Gegen ein belastungskonformes Schadensbild spricht, dass das durch Hebe- und
TragetÃ¤tigkeiten am meisten belastete unterste Segment der LWS, nÃ¤mlich
L5/S1, von altersvorauseilenden VerÃ¤nderungen der Bandscheibe ausgespart ist.
Dies stellt ein gewichtiges Argument gegen eine berufliche Veranlassung der LWS-
Beschwerden durch Heben und Tragen dar.
* Der KlÃ¤ger hat auch im Bereich der HWS, die beruflich nicht belastet war,
Beschwerden, was auf eine anlagebedingte Verursachung der Beschwerden im
Bereich der gesamten WirbelsÃ¤ule und damit auch der LWS hindeutet.
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* Eine Begleitspondylose, die auf Hebe- und Tragebelastungen hindeuten wÃ¼rde,
gibt es nicht; die beim KlÃ¤ger vorliegende Spondylose entspricht weitgehend
einem altersentsprechenden Befund.
* Die oberen lumbalen Segmente weisen VerÃ¤nderungen wie bei einem Morbus
Scheuermann auf, was auf eine anlagebedingte Erkrankung hinweist.
* Eine EntfaltungsstÃ¶rung besteht nicht â�� wie dies bei einer beruflichen
Verursachung zu erwarten wÃ¤re â�� im Bereich der unteren LWS, sondern im
thorakolumbalen Ã�bergang, also in einem eher belastungsfernen Bereich der
WirbelsÃ¤ule.
* Beim KlÃ¤ger liegt ein langjÃ¤hriges und erhebliches Ã�bergewicht vor. Ob dies,
wie dies R getan hat, als (klares) Argument gegen einen Zusammenhang zwischen
der beruflichen Belastung des KlÃ¤gers und der bandscheibenbedingten Erkrankung
der LWS gewertet werden kann, kann offenbleiben. Zwar weisen die
Konsensempfehlungen (a.a.O., S. 248) darauf hin, dass es Studien gebe, die einen
signifikanten und deutlichen Zusammenhang zwischen Gewicht und Erkrankung
sehen, dass aber wegen uneinheitlicher Studienergebnisse noch nicht von einem
gesicherten Zusammenhang gesprochen werden kÃ¶nne, also keine herrschende
Meinung zu diesem Aspekt existiere. Trotzdem liegt es bei der Ã¼ber den Boden
der Konsensempfehlungen hinausgehenden Einzelfallbeurteilung, die ohnehin nicht
auf der Grundlage einer herrschenden medizinischen Meinung erfolgen kann (vgl.
oben Ziff. 4.1.4. und 4.2.), nicht fern, hier einen Zusammenhang zu sehen, wie dies
R in seinem Gutachten vom 01.09.2014 (dort S.16) und in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 25.07.2015 (dort S. 5 f.). ausfÃ¼hrlich erlÃ¤utert hat. Diese
Ã�berlegungen erscheinen den Senat auch deshalb nicht fernliegend, weil die BK
2108 von einer SchÃ¤digung der Bandscheiben durch langjÃ¤hriges Heben oder
Tragen schwerer Lasten ausgeht und â�� physikalisch betrachtet â�� ein
jahrelanges und erhebliches Ã�bergewicht einem solchen, vom Verordnungsgeber
als schÃ¤digend angenommenen Vorgang entspricht. Letztlich kann die Bewertung
des Ã�bergewichts aber offenbleiben, da dieser Gesichtspunkt jedenfalls nicht fÃ¼r
einen Zusammenhang zwischen beruflicher TÃ¤tigkeit und Erkrankung und somit
nicht fÃ¼r eine Berufskrankheit spricht.
* Auch die beim KlÃ¤ger vorliegende HaltungsschwÃ¤che und muskulÃ¤re
Insuffizienz der Rumpfmuskulatur, wie sie R festgestellt hat, legen eine
anlagebedingte SchÃ¤digung der Bandscheiben nahe, gerade im Zusammenhang
mit dem jahrelangen und erheblichen Ã�bergewicht des KlÃ¤gers.
* Als Alternativursachen kÃ¶nnen zudem StoffwechselstÃ¶rungen und der im Jahr
1990 beendete Nikotinabusus erÃ¶rtert werden.
* FÃ¼r eine berufliche Verursachung spricht lediglich ein altersvorauseilendes
Schadensbild in den Segmenten L3/L4 und L4/L5, das aber mit Blick darauf, dass
das durch Hebe- und Tragebelastungen am meisten beanspruchte Segment L5/S1
von SchÃ¤digungen ausgespart ist, so dass ein belastungskonformes Schadensbild
nicht vorliegt, von seiner Bedeutung her zu relativieren ist.

Zusammenfassend ist daher bei einer Einzelfallbetrachtung festzuhalten, dass so
gut wie nichts fÃ¼r eine durch berufliche Belastungen verursachte
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS, deutlich mehr aber dagegen spricht,
sodass von einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Kausalzusammenhangs
zwischen der bandscheibenbedingten Erkrankung der LWS und der beruflichen
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Belastung nicht ausgegangen werden kann.

Der Berufung hat daher keinen Erfolg.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 12.07.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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